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Abréviations

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
BFS Bundesamt für Statistik
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
BAG Bundesamt für Gesundheit
ALV Arbeitslosenversicherung
EU Europäische Union
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
WHO World Health Organization
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
EL Ergänzungsleistungen
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
EO Erwerbsersatzordnung
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund
ESTV Eidgenössische Steuerverwaltung
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung
BVG Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und

Invalidenvorsorge
BWL Bundesamt für wirtschaftliche Landesversorgung
EPD Eidgenössisches Politisches Departement
SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband
MiGeL Mittel- und Gegenständeliste der OKP
Swissmedic Schweizerisches Heilmittelinstitut
EPD Elektronisches Patientendossier
KAE Kurzarbeitsentschädigung
EQK Eidgenössische Qualitätskommission
MepV Medizinprodukteverordnung
WZW Wirksamkeit, Zweckmässigkeit, Wirtschaftlichkeit

AVS Assurance-vieillesse et survivants
CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

Etats
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
OFS Office fédéral de la statistique
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
OFSP Office fédéral de la santé publique
AC assurance-chômage
UE Union européenne
DFI Département fédéral de l'intérieur
OMS Organisation mondiale de la Santé
PME petites et moyennes entreprises
PC Prestations complémentaires
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
APG allocations pour perte de gain
USS Union syndicale suisse
AFC Administration fédérale des contributions
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
AOS Assurance obligatoire des soins
LPP Loi fédérale sur la prévoyance professionnelle vieillesse, survivants et

invalidité
OFAE Office fédéral pour l'approvisionnement économique du pays
DPF Département politique fédéral
UPS Union Patronale Suisse
LiMA Liste des moyens et appareils de AOS
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Swissmedic Institut suisse des produits thérapeutiques
DEP Dossier électronique du patient
RHT Indemnité en cas de réduction de l'horaire de travail
CFQ Commission fédérale pour la qualité
ODim L’ordonnance sur les dispositifs médicaux
EAE Efficacité, Adéquation et Économicité
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Protection des données et statistique

Der Nationalrat überwies in der Sommersession 2022 ein Postulat Bellaiche (glp, ZH) zur
Nutzung anonymisierter persönlicher Daten im öffentlichen Interesse. Der Bundesrat
soll Massnahmen zur Förderung der freiwilligen Bereitstellung von anonymisierten
persönlichen Daten (Datenspende) auf ihre Machbarkeit hin prüfen. Laut Postulantin
Bellaiche habe die Covid-19-Pandemie gezeigt, wie wichtig persönliche Daten für den
Schutz der öffentlichen Gesundheit, für die Planung von Massnahmen und für die
Forschung im Gesundheitswesen sein können. Wichtig sei dabei aber die Wahrung der
Privatsphäre der Datenspenderinnen und -spender. 
Der Bundesrat hatte die Ablehnung des Postulats beantragt, da die Bereitstellung
persönlicher, gesundheitsrelevanter Daten aus seiner Sicht bereits in der Strategie
«Gesundheit 2030» und in einem Postulat Humbel (mitte, AG; Po. 15.4225) ausreichend
berücksichtigt werde. 
Dieser Empfehlung folgten die SVP-Fraktion geschlossen und die FDP-Fraktion
grossmehrheitlich, was aber nicht zu einer Ratsmehrheit reichte: Die grosse Kammer
nahm das Postulat mit 108 zu 81 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. Der Bundesrat wird
folglich einen Bericht dazu ausarbeiten müssen. 1

POSTULAT
DATE: 01.06.2022
LENA BALTISSER

Institutions et droits populaires

Mandat parlementaire

Zwei Themen dominierten die mediale Diskussion im Jahr 2022 hinsichtlich Lobbying:
Eine Auswertung des Vereins «Lobbywatch» zur Anzahl bezahlter Mandate von
Parlamentsmitgliedern sowie – damit verknüpft – die Kritik am für den Bundesrat
kandidierenden und später zum Nachfolger von Ueli Maurer gekürten Albert Rösti bzw.
seinen zahlreichen Mandaten. 

Lobbywatch, ein Verein, der nach eigenen Aussagen durch Offenlegung von
Interessenbindungen von Parlamentsmitgliedern mehr Transparenz in die Politik
bringen will, veröffentlichte Ende Oktober 2022 eine Liste, auf der die
Parlamentsmitglieder hinsichtlich ihrer bezahlten Mandate rangiert wurden. Seit 2019
müssen Parlamentarierinnen und Parlamentarier ihre ausserparlamentarischen,
entschädigten und ehrenamtlichen Tätigkeiten offenlegen. Lobbywatch zog für seine
Rangliste nicht bloss diese öffentlich einsehbaren Dokumente bei, auf denen von den
aktuellen 246 Parlamentsmitgliedern insgesamt 2'363 Interessenbindungen vermerkt
waren, sondern nach eigenen Angaben auch Einträge im Handelsregister und weitere,
«eigene Recherchen». Die Medien interessierten sich sehr für diese Liste,
insbesondere für die Spitzenplätze. Dort befanden sich Ruth Humbel (mitte, AG) mit 21
bezahlten Mandaten, gefolgt von Peter Schilliger (fdp, LU) mit 18 Mandaten und ex
aequo mit jeweils 16 Mandaten Martin Schmid (fdp, GR), Beat Walti (fdp, ZH), Erich Ettlin
(mitte, OW) und Albert Rösti (svp, BE). Ruth Humbel sei die «Ämtli-Königin», berichtete
in der Folge etwa der Blick über die Rangliste. 
Die Auswertung zeigte weiter, dass insgesamt jedes dritte Mandat entlohnt wurde.
Ehrenamtliche, also unbezahlte Tätigkeiten seien bei Parlamentsmitgliedern im linken
ideologischen Spektrum verbreiteter als auf bürgerlicher Seite, so die Studie dazu. Fast
jedes zweite Mandat in der Mitte-EVP- und in der SVP-Fraktion werde gegen Entgelt
erbracht; total wurden in der Mitte-EVP-Fraktion 245 und in der SVP-Fraktion 186
bezahlte Mandate gezählt. In der FDP-Fraktion betrug der Anteil bezahlter Mandate an
allen Mandaten laut Lobbywatch 38 Prozent (total 218 bezahlte Mandate), bei der GLP
33 Prozent (45 bezahlte Mandate), bei der SP 25 Prozent (118 bezahlte Mandate) und bei
den Grünen 23 Prozent (64 bezahlte Mandate).

Die Auswertung von Lobbywatch stiess allerdings auch auf Kritik. Ruth Humbel beklagte
sich etwa im Blick, dass bei ihr falsch gezählt worden sei. Sie habe offiziell lediglich
sieben Mandate inne; die in der Studie aufgelisteten weiteren Mandate erbringe sie
ehrenamtlich oder es handle sich um Vereinsmitgliedschaften. Lobbywatch weise bei
ihr zudem auch Mandate von Untergesellschaften auf (z.B. Concordia Beteiligungen AG,
Stiftung Concordia), obwohl sie nur für das Hauptmandat (Concordia-Krankenkasse)

DÉBAT PUBLIC
DATE: 31.12.2022
MARC BÜHLMANN
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entlohnt werde. Zudem sei die Auswertung «unfair», weil nicht zwischen der Höhe der
Bezahlung differenziert werde. So werde ihr Mandat bei Vitaparcours, für das sie
lediglich CHF 150 pro Jahr erhalte, gleich bewertet und gezählt wie alle anderen
Mandate, die weitaus höher entlohnt würden. Humbel kündigte in der Aargauer Zeitung
gar zivilrechtliche Schritte an. Auch Maja Riniker (fdp, AG) forderte den Verein
vergeblich auf, Korrekturen an ihren Einträgen vorzunehmen. 
Die NZZ kritisierte «den schalen Beigeschmack», den die Liste aufgrund der von
Humbel im Blick erwähnten Unzulänglichkeiten hinterlasse. Eifrige «Ämtlisammler»
stünden «zu Unrecht am Pranger», so die NZZ. Die Liste nähre zudem die gängigen
Vorurteile. Interessenbindungen seien nicht eine Frage von Machtungleichgewicht und
klandestinem Einfluss, sondern für das Milizparlament wichtig, weil
Parlamentsmitglieder dadurch an Expertise in wichtigen Fachbereichen gewännen. 
Lobbywatch argumentierte anfänglich, man habe alle Mandate gezählt, weil diese
jeweils auch die Verfolgung unterschiedlicher Interessen anzeigten. Ein paar Tage
später musste der Verein jedoch zurückkrebsen. Man habe bei Ruth Humbel in der Tat
versehentlich auch sieben ehrenamtliche Ämter mitgezählt, wurde bekannt gegeben.
Sie habe also nicht 21, sondern 14 bezahlte Mandate. Lobbywatch entschuldigte sich
offiziell für die entstandenen Unannehmlichkeiten. Neu an der Spitze der Liste stand
nun also Peter Schilliger, wie die Medien berichtigten. 

Einigen Wirbel löste die Liste auch im Rahmen der Bundesratsersatzwahlen 2022 aus.
Dass Albert Rösti, der Kronfavorit auf die Nachfolge von Ueli Maurer, so viele Mandate
innehatte, führte zu Diskussionen über eine allfällige Abhängigkeit von verschiedenen
Interessengruppen in der Regierung. Der «prince du lobbyisme», wie Le Temps Albert
Rösti bezeichnete, bzw. die Breite seiner verschiedenen Mandate könne aber auch als
Zeichen seiner Verankerung in bürgerlich-konservativen Kreisen gelesen werden, so Le
Temps weiter. Albert Rösti verteidigte sich in der Zeitung auch selber: Weil man keine
kompromittierenden Dinge über ihn finde, würde man vor allem seine Mandate zum
Thema machen. Das störe ihn aber nicht, weil er, wie andere auch, Milizparlamentarier
mit verschiedenen Einkommensquellen sei; das seien bei ihm sein Nationalratsmandat,
sein Amt als Gemeindepräsident von Uetendorf und als Präsident von Auto-Schweiz.
Würde er zum Bundesrat gewählt, werde er selbstverständlich alle Mandate
niederlegen, so Rösti in Le Temps. 2

Ende Februar 2023 wurden mit Manfred Bühler (svp, BE) und Andreas Meier (mitte, AG)
im Nationalrat zwei neue Mitglieder vereidigt. 

Manfred Bühler, amtierender SVP-Kantonalpräsident und Berner Grossrat, rückte für
den in den Bundesrat gewählten Albert Rösti nach. Der Bernjurassier Bühler, der schon
von 2015 bis 2019 ein Nationalratsmandat innehatte, beendete mit seinem Nachrücken
die Phase der Nichtvertretung des französischsprachigen Teils des Kantons Bern. Dieser
war seit 1848 bis 2011 ununterbrochen in der grossen Kammer vertreten gewesen, bei
den eidgenössischen Wahlen 2011 und 2019 schafften es allerdings keine
Kandidierenden aus dem Berner Jura, nach Bundesbern gewählt zu werden, was auch
auf nationaler Ebene zu einigen Vorstössen geführt hatte. Manfred Bühler war 2019
trotz Bisherigenbonus und gutem Listenplatz nicht wiedergewählt worden und rückte
nun als zweiter Berner Vertreter der SVP Liste nach. Zuvor bereits nachgerückt war Lars
Guggisberg (svp, BE), der den Platz von Werner Salzmann (svp, BE) einnahm, nachdem
letzterer im zweiten Wahlgang in den Ständerat gewählt worden war. Bühler gab zu
Protokoll, dass es wichtig sei, dass ein zweisprachiger Kanton mit Abgeordneten aus
beiden Sprachregionen vertreten sei. Die Kultur im französischsprachigen Teil des
Kantons Bern sei eine andere als im Deutschschweizer Teil.

Andreas Meier, 60-jähriger Winzer und Aargauer Grossrat, rückte für Ruth Humbel
(mitte, AG) nach, über deren vorzeitigen Rücktritt in den Medien bereits im März 2022
spekuliert worden war. Ruth Humbel hatte seit 2003 im Nationalrat gesessen und war
zum Zeitpunkt ihres Rücktritts das amtsälteste Nationalratsmitglied. Sie war damals für
Guido A. Zäch (cvp, AG) nachgerutscht und insgesamt fünfmal wiedergewählt worden.
Die Aargauer Zeitung erinnerte daran, dass bereits vor den letzten eidgenössischen
Wahlen 2019 spekuliert worden sei, dass Ruth Humbel zurücktreten werde. Ihr
nochmaliges Antreten als Spitzenkandidatin habe der damaligen CVP wohl einen
zusätzlichen Sitzgewinn eingebracht. Gemäss parteiinternen Quellen habe es damals
aber einen Deal gegeben. Sollte Ruth Humbel das Präsidium der SGK erhalten, würde sie
frühzeitig zurücktreten, um einer Nachfolgerin oder einem Nachfolger Platz zu machen.
Dies würde deren oder dessen Wahlchancen im Herbst 2023 erhöhen, womit die Mitte
weiterhin auf zwei Nationalratsmandate aus dem Kanton Aargau hoffen könnte. In der

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DATE: 27.02.2023
MARC BÜHLMANN
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Tat präsidierte Humbel die Kommission von 2019 bis 2021. Obwohl Andreas Meier in der
Folge seinen Rücktritt als Aargauer Grossrat ankündigte, um sich für sein Amt in Bern
vorzubereiten, gab Humbel ihren Rücktritt lange Zeit nicht bekannt, was der Tages-
Anzeiger als «Kommunikatives Desaster» bezeichnete. Erst in der Wintersession 2022
gab die Aargauer Mitte-Politikerin dann schliesslich offiziell zu Protokoll, dass dies ihre
letzte Session sei. Sie hätte zwar gerne noch die Reform der beruflichen Vorsorge und
die Gesundheitsreform zur einheitlichen Finanzierung von Gesundheitsleistungen (Efas)
begleitet, gegen diese würden aber wohl Referenden ergriffen, die erst nach den
Wahlen 2023 zur Abstimmung kämen. Zudem habe sie ihrer Partei versprochen, einem
Nachfolger frühzeitig Platz zu machen, um dessen Wahlchancen zu erhöhen. An ihrem
letzten Sessionstag wurde Ruth Humbel mit einer Standing Ovation verabschiedet.

Die beiden Neuzugänge waren in der bald zu Ende gehenden 51. Legislatur in der
grossen Kammer die Mutationen Nummer 15 und 16. 3

Finances publiques

Impôts indirects

Im September 2021 präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zur Revision des
Mehrwertsteuergesetzes mit dem Ziel, die Mehrwertsteuer in einer digitalisierten und
globalisierten Wirtschaft weiterzuentwickeln. Mit den Änderungen in den Bereichen
Steuerpflicht, Steuerabrechnung und Steuersicherung beabsichtige er eine
Vereinfachung der Mehrwertsteuer für KMU, die Beseitigung von
Wettbewerbsnachteilen inländischer Unternehmen, Steuersicherung sowie die
Umsetzung verschiedener Motionen. Die Revision soll Mehreinnahmen «im mittleren
zweistelligen Millionenbereich» mit sich bringen, insbesondere verursacht durch die
Besteuerung der elektronischen Versandhandelsplattformen (ca. CHF 75 Mio.).
Demnach sollen ausländische Versandhandelsunternehmen, die sogenannten
«Plattformen», als Leistungserbringende eingestuft werden, wie es von einer Motion
Vonlanthen (damals noch cvp, FR; Mo. 18.3540) gefordert worden war. Zwar sind diese
Plattformen bereits heute ab einem Umsatz durch Kleinsendungen in der Schweiz von
CHF 100'000 mehrwertsteuerpflichtig, viele erreichen jedoch diesen Wert nicht – Ende
April 2020 waren nur 213 entsprechende Plattformen bei der Mehrwertsteuer
registriert. Neu sollen sie deshalb als Lieferanten die Mehrwertsteuer auf alle
verkauften Produkte entrichten müssen. Dabei soll die ESTV auch Möglichkeiten für
administrative Massnahmen bei Zuwiderhandlung, wie ein Einfuhrverbot, die
Möglichkeit zur Zerstörung der Produkte und die Schaffung einer Liste mit fehlbaren
Unternehmen, erhalten. Anders als von der Motion Vonlanthen gefordert, soll jedoch
nur die Besteuerung der Plattformen für Gegenstände, nicht aber diejenige für
Dienstleistungen geändert werden, erklärte der Bundesrat. Letztere würden
üblicherweise bereits als Leistungserbringende gelten. Hingegen sei eine
Auskunftspflicht für Plattformen zu Unternehmen, die Beförderungs- oder
Beherbergungsleistungen erbringen, geplant.
Zur Reduktion des Aufwands der Unternehmen soll diesen die jährliche Abrechnung der
Mehrwertsteuer mit Ratenzahlungen ermöglicht werden. Die Steuersicherung soll
verbessert werden, indem der Handel mit Emissionsrechten der Bezugssteuer
unterstellt wird und Geschäftsführungsmitglieder juristischer Personen zur
Bereitstellung von Sicherheiten verpflichtet werden können.
Daneben sollen mit der Revision zahlreiche weitere Motionen umgesetzt werden, etwa
eine Motion der WAK-SR (Mo. 16.3431) für eine Streichung der Mehrwertsteuer auf
subventionierte Aufgaben, die Motion Page (svp, FR; Mo. 17.3657) für eine Beseitigung
der Ungleichbehandlung von Sport- und Kulturvereinen in der Mehrwertsteuer, die
Motion Maire (sp, NE; Mo. 18.4205) für eine Reduktion des Mehrwertsteuersatzes für
Damenhygieneartikel und eine Motion Humbel (mitte, AG; Mo. 19.3892) für eine
Ausnahme der Leistungen der hausärztlich koordinierten Versorgung von der
Mehrwertsteuer. 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 24.09.2021
ANJA HEIDELBERGER
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In der Sondersession im Mai 2022 behandelte der Nationalrat die neuste
Mehrwertsteuerrevision, ein «Sammelsurium von Massnahmen» (Schneeberger), die
grösstenteils auf eine Vereinfachung der Mehrwertsteuer abzielten. Daniela
Schneeberger (fdp, BL) und Céline Amaudruz (svp, GE) stellten dem Rat die Vorlage im
Namen der WAK-NR vor. Die Hauptpunkte der Revision waren in der Eintretensdebatte
kaum umstritten, die Fraktionen zeigten sich aber dennoch wenig begeistert von der
Revision: «Zu dieser Mehrwertsteuergesetzrevision haben Sie sich nicht mit grosser
Begeisterung geäussert», merkte denn auch Finanzminister Maurer an. Er wies jedoch
allfällige Kritik an der Vorlage gleich zu Beginn ans Parlament zurück: Der Bundesrat
habe neben minimalen, unumstrittenen Vereinfachungen lediglich vom Parlament
überwiesene Vorstösse umgesetzt. 
Der Nationalrat schuf nur wenige vom bundesrätlichen Entwurf abweichende
Regelungen: Unter anderem verlangte die Regierung aufgrund der Motionen Stöckli (sp,
BE; Mo. 18.4194) und von Siebenthal (svp, BE; Mo. 18.4363), im Ausland bewirkte
Leistungen der Reisebüros von der Mehrwertsteuer auszunehmen. Damit solle «die
administrative Hürde für ausländische Reisebüros» gesenkt und der Schweizer
Tourismus gefördert werden, erklärte Schneeberger. Die Kommissionsmehrheit
beantragte jedoch erfolgreich die Ablehnung der neuen Regelung, um eine
Benachteiligung der Schweizer Reisebüros zu verhindern. Eine Minderheit Aeschi (svp,
ZG) hatte hier überdies die Leistungen von Wiederverkäufern im Tourismusbereich von
der Mehrwertsteuer ausnehmen wollen, fand damit aber keine Mehrheit.
Auch bei den Bereichen, die von der Mehrwertsteuer ausgenommen werden sollen,
setzte sich die Kommissionsmehrheit gegen den Bundesrat durch. Sie wollte neben den
bereits betroffenen Gesundheitseinrichtungen und neu auszunehmenden Leistungen
der koordinierten Versorgung (Motion Humbel: mitte, AG; Mo. 19.3892) auch Leistungen
von Tageskliniken und Ambulatorien von der Mehrwertsteuer befreien. Zudem sollte
auch das Anbieten von Anlagegruppen von Anlagestiftungen gemäss BVG zukünftig nicht
mehr der Mehrwertsteuer unterliegen. Stillschweigend wurden beide Änderungen
angenommen, erstere gegen einen Minderheitsantrag Birrer-Heimo (sp, LU). 
Des Weiteren schlug die Kommissionsmehrheit vor, dass Steuerpflichtige mit
steuerbaren Leistungen unter CHF 250'000 und ohne Wohn- und Geschäftssitz in der
Schweiz ihre Leistungen zukünftig direkt mit der ESTV abrechnen können und nicht wie
bisher eine Vertreterin oder einen Vertreter bestimmen müssen. Eine Minderheit Marti
(sp, BL) sowie Bundesrat Maurer wollten den diesbezüglichen Status quo verteidigen:
Diese Vertretenden dienten der Kommunikation mit den Steuerpflichtigen und seien
nötig, weil amtliche Dokumente nur im Inland zugestellt werden dürfen. Allerdings
folgte der Nationalrat seiner Kommissionsmehrheit. 
Ansonsten wurden zwar zahlreiche Minderheitsanträge diskutiert, von denen blieb
jedoch der Grossteil erfolglos. So schuf der Nationalrat zum Beispiel wie vom Bundesrat
vorgeschlagen die Plattformbesteuerung der Versandhandelsplattformen, wie sie in
der Motion Vonlanthen (damals noch cvp, FR; 18.3540) gefordert worden war. Da deren
Zahl geringer sei als diejenige der Verkäuferinnen und Verkäufer, könnten die
Lieferungen besser zugeordnet und identifiziert werden, erklärte Daniela Schneeberger
für die Kommission. Diese Änderung stiess denn auch nicht auf Widerstand. Vier
Minderheitsanträge Aeschi verlangten jedoch eine Präzisierung der Regelungen, um
eine Ungleichbehandlung der verschiedenen Plattformen sowie der schweizerischen
gegenüber den ausländischen Plattformen zu verhindern. Finanzminister Maurer
empfahl diese Anträge zur Ablehnung, zumal die vom Bundesrat vorgeschlagene
Regelung «sehr komplex» sei und bei Änderungen «vieles aus dem Lot» geraten könne.
Die Minderheitsanträge wurden in der Folge verworfen. Ergänzend definierte der
Nationalrat auf Antrag seiner Kommission den Begriff «elektronische Plattform». 
Ein weiterer umstrittener Aspekt betraf die Besteuerung der Emissionsrechte. Gemäss
Kommissionssprecherin Schneeberger hatte das Bundesgericht in einem Urteil
entschieden, dass der Emissionshandel zu besteuern sei, um Missbrauch zu verhindern.
Daher habe der Bundesrat eine «generelle Bezugsteuerpflicht [unter anderem] bei der
Übertragung von Emissionsrechten» geschaffen. Diesem Vorschlag wollte die
Kommissionsmehrheit folgen, während eine Minderheit Aeschi den Handel mit CO2-
Emissionsrechten von der Mehrwertsteuer ausnehmen wollte: Die CO2-Zertifikate
seien Lenkungsabgaben. Da mit diesen kein Mehrwert geschaffen werde, müssten sie
auch nicht der Mehrwertsteuer unterstellt werden, argumentierte Thomas Burgherr
(svp, AG), der zudem einen weiteren Minderheitsantrag zu dieser Frage stellte.
Finanzminister Maurer wehrte sich gegen diese Einschätzung und erachtete den Kauf
von Emissionszertifikaten als «klar definierte Leistung». Auch diese Minderheitsanträge
fanden im Nationalrat keine Mehrheit. 
Diskussionen gab es auch um die zukünftige Möglichkeit für ein Gemeinwesen, «von
ihm ausgerichtete Mittel gegenüber dem Empfänger oder der Empfängerin ausdrücklich
als Subvention oder anderen öffentlich-rechtlichen Beitrag» zu definieren – sofern die
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entsprechenden Rahmenbedingungen erfüllt sind. Dies hatte eine Motion der WAK-SR
(Mo. 16.3431) gefordert. So stelle sich «immer die Frage, was eine Subvention» sei,
betonte der Finanzminister. Dadurch, dass die Gemeinwesen dies zukünftig festlegen
könnten, schaffe man in dieser Frage Klarheit. Dies bestritt jedoch eine Minderheit
Aeschi, die bezweifelte, dass die ESTV später entsprechende Klassifizierungen
akzeptieren werde. Wiederum folgte der Nationalrat der Kommissionsmehrheit. 
Diskutiert wurde auch über die Frage, welche Güter zum reduzierten Satz besteuert
werden sollen. Der Bundesrat hatte diesbezüglich eine Änderung bei den Artikeln der
Monatshygiene beantragt, wie sie in der angenommenen Motion Maire (sp, NE; Mo.
18.4205) verlangt worden war. Eine Minderheit I Schneeberger wollte auf die Schaffung
dieser zusätzlichen Ausnahme verzichten, während eine Minderheit II Gigon (gp, VD) sie
um Windeln und Einlagen gegen Inkontinenz ergänzen wollte. Beide Anträge blieben
erfolglos, der Nationalrat blieb beim bundesrätlichen Vorschlag. Erfolglos blieb
überdies auch eine Minderheit Friedli (svp, SG) zur Unterstellung der
Beherbergungsleistungen unter den reduzierten Satz anstelle des Sondersatzes.
Insgesamt war in der Beratung lediglich ein Minderheitsantrag erfolgreich, nämlich
derjenige von Markus Ritter (mitte, SG) zur Beschränkung des Vorsteuerabzugs auf die
vom Vorsteuerabzug berechtigten Tätigkeiten. Heute gebe es beim Erwerb von
qualifizierten Beteiligungen einen Vorsteueranspruch «im Rahmen der zum
Vorsteuerabzug berechtigten unternehmerischen Tätigkeiten». Auf zusätzlichen
anderen Tätigkeiten sei jedoch kein solcher Abzug möglich. Durch einen
Änderungsvorschlag der Kommissionsmehrheit entstünde jedoch neu auch auf
Letzteren ein Vorsteueranspruch, was nicht gerechtfertigt sei. Mit 105 zu 77 Stimmen
(bei 1 Enthaltung) folgte der Nationalrat Ritter in dieser sehr technischen Frage. Die
SVP- und die FDP.Liberale-Fraktion hatten die Version der Kommissionsmehrheit
bevorzugt. 
Stillschweigend hiess die grosse Kammer unter anderem in Übereinstimmung mit einer
weiteren Motion Page (Mo. 17.3657) die Ausnahme der für eine Teilnahme an kulturelle
Anlässe verlangten Entgelte von der Mehrwertsteuer gut. Unbestritten war auch die
Schaffung einer Mithaftung für Mitglieder der geschäftsführenden Organe bei Serien-
Konkursen. Auch die jährliche Abrechnungsmöglichkeit für die Mehrwertsteuer stiess
im Nationalrat nicht auf Widerstand. 
In der Gesamtabstimmung hiess der Nationalrat diese thematisch breite
Mehrwertsteuerrevision mit 129 zu 53 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gut. Sowohl die
ablehnenden Stimmen als auch die Enthaltung stammten von Mitgliedern der SVP-
Fraktion. Zudem nahm der Nationalrat auch die Petitionen von Campax mit dem Titel
«Bloody unfair - runter mit der Tampon-Steuer!» (Pet. 19.2017) und von der
Jugendsession 2017 zur «Überarbeitung der Mehrwertsteuer zu Gunsten der AHV» (Pet.
18.2006) zur Kenntnis. 5

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Politique de la santé

Mittels parlamentarischer Initiative verlangte Marie-France Roth Pasquier (mitte, FR),
dass das KVG dahingehend geändert wird, dass neben den Leistungen von
Apothekerinnen und Apothekern in Zusammenhang mit verordneten Arzneimitteln
auch weitere Leistungen von der OKP übernommen werden. Konkret sind damit
Leistungen gemeint, die im Zusammenhang mit Früherkennungs- und
Präventionskampagnen des Bundes und der Kantone erbracht werden, und solche, die
zur Dämpfung der Kostenentwicklung beitragen und für die mit den Versicherern eine
Vereinbarung abgeschlossen wurde. Roth Pasquier führte aus, dass die gegenwärtige
Gesetzeslage eine Kostenübernahme durch die OKP nicht erlaube, auch nicht, wenn
dadurch Kosten eingespart und eine bessere Qualität erreicht werden könnten. Die
Initiantin verwies auf das Freiburger Modell für Pflegeheime. In diesem Modell würden
pharmazeutische Dienstleistungen interprofessionell gehandhabt. Dabei brächten
Apothekerinnen und Apotheker beim Auswählen von und dem Umgang mit
Medikamenten ihr Fachwissen ein, verkauften diese allerdings nicht selbst. Seit zwei
Jahren müsse die Apothekerschaft nun aber die Medikamente selbst vertreiben,
wodurch anstelle von CHF 4 Mio. lediglich CHF 2 Mio. eingespart werden könnten. Die
parlamentarische Initiative setze zudem die Motionen Humbel (mitte, AG) 18.3977 und
Ettlin (mitte, OW) 18.4079 um und vermeide eine unerwünschte Kostenentwicklung.
Ende März 2021 gab die SGK-NR dem Anliegen mit 23 zu 0 Stimmen Folge. Ihre
Schwesterkommission tat es ihr im Januar 2022 mit 10 zu 2 Stimmen gleich. Sie plante
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die Umsetzung der Initiative im Rahmen des Kostendämpfungspakets 2, wobei auch das
Freiburger Modell seine Berücksichtigung erhalten soll. 6

Die Motion Humbel (mitte, AG) zur Schaffung eines gesetzlichen Vertrauensschutzes
für Fehlermeldesysteme in Spitälern stand während der Herbstsession 2021 auf der
Traktandenliste des Ständerats. Brigitte Häberli-Koller (mitte, TG) erläuterte als
Sprecherin der SGK-SR, dass sich die Kommission einstimmig für das Geschäft
ausspreche. Durch einen entsprechenden Schutz der Mitarbeitenden könnten die
Lernkultur in den Krankenhäusern gefördert und die Behandlungsqualität verbessert
werden. Nichtsdestotrotz gelte es neben dem Schutz der Mitarbeitenden auch die
Rechte der von Schadensfällen betroffenen Personen zu berücksichtigen.
Gesundheitsminister Berset zeigte sich zwar grundsätzlich mit dem Inhalt des
Vorstosses einverstanden, empfahl dem Stöckli allerdings trotzdem die Ablehnung der
Motion, da den Gesundheitsfachpersonen dadurch eine totale Immunität zugestanden
werde, was zu weit gehe. Wie bereits der Nationalrat nahm auch der Ständerat die
Motion einstimmig mit 34 Stimmen an. 7

MOTION
DATE: 20.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels Motion verlangte Ruth Humbel (mitte, AG) im September 2019 die Schaffung
gesetzlicher Grundlagen, auf deren Grundlage das Spritzen von Hyaluronsäure und
Botox nur noch durch Ärzte und Ärztinnen mit entsprechender Ausbildung und
Haftpflichtversicherung erlaubt sein soll. Vermehrt würden solche Injektionen in
Kosmetikstudios durch Kosmetiker und Kosmetikerinnen sowie weiteren medizinisch
nicht adäquat ausgebildeten Personen vorgenommen. Dabei komme es manchmal zu
Komplikationen, mit welchen sich das Gesundheitssystem konfrontiert sehe, was
wiederum auch Kosten für die Krankenkasse und somit für die Prämienzahlenden nach
sich ziehe. Swissmedic untersage es medizinisch nicht ausgebildeten Personen zwar,
Substanzen, die über dreissig Tage im Körper bleiben, zu spritzen, auf dem Schweizer
Markt existierten allerdings gar keine Hyaluronsäure-Produkte, die eine Verbleibdauer
von weniger als dreissig Tage im menschlichen Körper aufwiesen. Die Injektionen
erfolgten demnach vorschriftswidrig. Auch deshalb verlangte die Motionärin die
Schaffung klarer Regeln, welche eine ausschliessliche Durchführungserlaubnis für die
Ärzteschaft und Massnahmen für Zuwiderhandlungen festhielten. 
Der Bundesrat präzisierte in seiner Stellungnahme die bereits bestehende Kompetenz,
diese Substanzen zu spritzen. Namentlich seien dies neben der Ärzteschaft auch
Kosmetikerinnen und Kosmetiker, falls sie über eine entsprechende Ausbildung
verfügten, und die Behandlung unter Kontrolle und Verantwortung eines Arztes oder
einer Ärztin geschehe. Die MepV-Revision, welche Ende Mai 2020 in Kraft trete,
enthalte diesbezüglich Konkretisierungen. Der Bundesrat erachte den Schutz der
Patientenschaft daher als ausreichend, weshalb er die Motion zur Ablehnung empfehle.
Das Geschäft kam in der Herbstsession 2021 in den Nationalrat. Dort erläuterte Ruth
Humbel ihr Anliegen und Gesundheitsminister Berset vertrat den bundesrätlichen
Standpunkt. Die grosse Kammer nahm die Motion knapp mit 96 zu 92 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) an. Die Ja-Stimmen stammten fast ausschliesslich aus den Fraktionen der
SP, Mitte und der Grünen, während sich die Fraktionen der GLP, SVP und FDP gegen das
Geschäft aussprachen. 8

MOTION
DATE: 22.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels einer im Juni 2021 eingereichten Motion verlangte Erich Ettlin (mitte, OW) die
rasche digitale Transformation des Gesundheitswesens. Dies solle geschehen, indem
unter anderem eine Taskforce zur nationalen Steuerung aufgestellt und in
Zusammenarbeit mit relevanten Akteuren eine über das EPD hinausreichende Digital-
Strategie entwickelt würde. Weiter gelte es, Leitplanken zu schaffen und das Wissen von
Hochschulen und Industrie zu nutzen, das «once-only-Prinzip» – also die einmalige
Datenerfassung – umzusetzen sowie die regulatorischen Grundlagen zu schaffen, um
Gesundheitsdaten in sämtlichen Bereichen des Gesundheitssystems papierlos
abzuwickeln. In der Ständeratsdebatte Ende September 2021 erklärte der Motionär,
dass durch eine vollständige Digitalisierung des Gesundheitswesens ungefähr CHF Mrd.
8 pro Jahr eingespart werden könnten. Die aktuellen Ansätze würden jedoch nicht
funktionieren. Aufgrund der Covid-19-Pandemie sei ersichtlich geworden, dass Staaten
mit zentraler und guter digitaler Aufstellung wie Dänemark und Estland im Vorteil seien.
Es brauche in der Schweiz ebenfalls eine «zentrale Hand», um vorwärtszukommen.
Ettlin erhielt dabei Rückendeckung von Damian Müller (fdp, LU), der das EPD kritisierte.
Gesundheitsminister Berset hingegen sprach sich gegen das Anliegen Ettlins aus, da die
verfassungsrechtlichen Grundlagen dafür nicht gegeben seien. Die Steuerung der
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DATE: 27.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Digitalisierung des Gesundheitswesens falle nicht in den Aufgabenbereich der
nationalen Ebene, vielmehr seien die Kantone und die Tarifpartner dafür zuständig.
Weiter sei die digitale Transformation zwar noch nicht abgeschlossen, die Covid-19-
Pandemie habe allerdings einen gewaltigen Sprung ermöglicht. Zur Veranschaulichung,
was bereits im betroffenen Bereich unternommen werde, nannte Berset etwa die
Umsetzung des überwiesenen Postulats Humbel (mitte, AG; Po. 15.4225) oder die
Gesundheitsstrategie 2030 des Bundesrates. Nichtsdestotrotz nahm der Ständerat die
Motion mit 39 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ohne Gegenstimmen an. 9

Nachdem der Ständerat eine Motion Ettlin (mitte, OW) zur digitalen Transformation im
Gesundheitswesen im Juni 2021 trotz der ablehnenden Haltung des Bundesrates
angenommen hatte, tat es ihm der Nationalrat in der Frühjahrssession 2022 einstimmig
gleich. Damit folgte er auch seiner vorberatenden SGK. Für diese führte Ruth Humbel
(mitte, AG) aus, dass die Schweiz betreffend Digitalisierung im Gesundheitswesen im
internationalen Vergleich hinterherhinke. Es gehe nicht an, den Föderalismus als
Ausrede für dieses Defizit aufzuführen. Über das KVG könne der Bund trotz der
kantonalen Kompetenz im Bereich der Gesundheitsversorgung «steuernd einwirken
und folglich auch die notwendigen Instrumente verlangen». Gesundheitsminister
Berset erklärte vergeblich, dass neben den fehlenden nationalen Kompetenzen ein
weiterer Grund für die Ablehnungsempfehlung durch den Bundesrat darin bestehe,
dass eine Reihe an Projekten und Arbeiten im Gange seien – namentlich die nationale
Datenbewirtschaftung des BFS, die Umsetzung des Postulats 15.4225 oder das EPD –
und es daher keiner Motion bedürfe, um in diesem Bereich voranzuschreiten. 10

MOTION
DATE: 17.03.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Anfang Mai 2022 veröffentlichte der Bundesrat einen Bericht in Erfüllung des Postulats
Humbel (mitte, AG), welches eine bessere Nutzung von Gesundheitsdaten für eine
qualitativ hochstehende und effiziente Gesundheitsversorgung forderte. Aus dem
Bericht geht hervor, dass gesellschaftlicher Mehrwert und Effizienzgewinne im
Gesundheitswesen geschaffen werden können, wenn Daten effizient genutzt und
verknüpft würden. Dazu seien ein funktionstüchtiger Gesundheitsdatenraum und die
entsprechenden rechtlichen Grundlagen notwendig; letztere seien aber momentan
nicht gegeben. Weiter wird im Bericht vorgeschlagen, ein «Nationales System zur
Weiterverwendung und Verknüpfung von Gesundheitsdaten» zu entwickeln, durch
welches 
attraktive Rahmenbedingungen geschaffen würden, mit denen Gesundheitsdaten zu
Forschungszwecken mehrfach genutzt werden können. Bei der Umsetzung müssten
allerdings die vier Kernaspekte der angemessenen Einwilligung, der eindeutigen
Identifikation und der effizienten Datenbewirtschaftung nach FAIR-Prinzipien (findable,
accesible, interoperable, re-usable) sowie des Datenschutzes gegeben sein. Die
Exekutive kam zum Schluss, dass sie weitere Konkretisierungen am Vorschlag
betreffend die Umsetzung eines nationalen Systems vornehmen wolle und strukturelle
sowie rechtliche Gesichtspunkte zu klären beabsichtige, um das Datenmanagement im
Gesundheitswesen voranzubringen. 
Vor diesem Hintergrund erachtete der Bundesrat in seinem Bericht über Motionen und
Postulate der eidgenössischen Räte im Jahr 2022 das Anliegen als erfüllt und
beantragte es zur Abschreibung. 
Dem kam der Nationalrat in der Sommersession 2023 nach. 11

RAPPORT
DATE: 04.05.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Die SGK-NR reichte Anfang Februar 2022 eine Motion mit dem Titel «Elektronisches
Patientendossier. Praxistauglich gestalten und finanziell sichern» ein. Demnach sollte
der Bundesrat die notwendigen Massnahmen ergreifen, um einerseits die Finanzierung
der Einführung des elektronischen Patientendossiers (EPD) langfristig zu gewährleisten,
wobei er die mit den Kantonen vereinbarte Aufgaben- und Verantwortungsteilung
berücksichtigen sollte. Andererseits sollte er die Finanzierung der Unterhaltskosten,
des Betriebs und der Weiterentwicklung des Dossiers sowie dessen Infrastruktur
langfristig sichern. Weiter zielte die Kommissionsmotion auf die Benutzertauglichkeit
und die Komplexitätsreduktion des EPD ab sowie auf eine simple Integration des
Dossiers in die zwischen den Gesundheitsfachpersonen existierenden digitalen
Geschäftsprozesse. Anlässlich der Sondersession im Mai 2022 wurde das Geschäft im
Nationalrat behandelt. Die Forderung des Vorstosses beinhalte lediglich das, «was
gemäss Strategie E-Health Schweiz seit zehn beziehungsweise sieben Jahren
funktionieren müsste», so Ruth Humbel (mitte, AG) für die SGK-NR. Zudem erhoffte
sich die Aargauerin von der Optimierung des EPD eine administrative Entlastung und

MOTION
DATE: 11.05.2022
JOËLLE SCHNEUWLY
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eine Stärkung der Behandlungsqualität und der Patientensicherheit.
Gesundheitsminister Berset erklärte die bundesrätliche Unterstützung für das
Geschäft. Wie bereits aus dem Postulat Wehrli (fdp, VD; Po. 18.4328) hervorgehe,
bedürfe es neben einer klaren Aufgaben- und Kompetenzverteilung die Sicherstellung
einer langfristigen Finanzierung. Daher habe die Regierung im April 2022 eine
vollständige Revision des Bundesgesetzes zum EPD in die Wege geleitet, welche auch
dem Begehren der vorliegenden Motion entspreche. Stillschweigend nahm der
Nationalrat den Vorstoss in der Folge an. 12

Anfang Februar 2022 reichte die nationalrätliche SGK eine Kommissionsmotion zur
Ausarbeitung und Implementierung einer nachhaltigen Data-Literacy-Strategie in der
digitalen Transformation des Gesundheitswesens ein. Data-Literacy – oder
Datenkompetenz – bezeichnet laut Motion «die Fähigkeit, Daten kritisch zu erheben, zu
verwalten, zu evaluieren und anzuwenden». Im Rahmen eines Projekts sollen
Datenerhebungen und -verknüpfungen durchgeführt werden, mit denen die
Erfahrungen und Folgen von unterschiedlichen Behandlungsansätzen im Zuge der
Covid-19-Pandemie gesammelt und ausgewertet werden. Ein besonderes Augenmerk
gelte es auf den ambulanten Bereich zu legen. Zur Entwicklung geeigneter
Methodologien und Konzepte bedürfe es einer Zusammenarbeit von BAG, BFS,
Berufsverbänden, Fachpersonen aus dem Bereich der Statistik und der Data-Literacy
sowie den Akademien der Wissenschaften Schweiz. Yvonne Feri (sp, AG) und Benjamin
Roduit (mitte, VS) stellten dem Nationalrat das Kommissionsanliegen anlässlich der
Sondersession im Mai 2022 vor. Durch die Covid-19-Pandemie sei ersichtlich
geworden, dass zur tatsächlichen Verbesserung der Datennutzung mehr unternommen
werden müsse, als lediglich Fax durch E-Mails zu ersetzen. Es gelte, die gesammelten
Daten gezielt einzusetzen, miteinander zu vergleichen und zu verknüpfen. Denn «mehr
Daten [bedeuteten] nicht automatisch mehr Qualität». Gesundheitsminister Berset
versicherte, dass der Bundesrat diesen Bereich als wichtig und zentral erachte, empfahl
die Motion aber dennoch zur Ablehnung, da bereits einige Arbeiten dazu im Gange
seien. Dazu gehörten etwa eine Plattform des BFS zur Interoperabilität von Daten,
Berichte zur Verbesserung des Datenmanagements im Gesundheitsbereich und in
Erfüllung eines Postulats Humbel (mitte, AG; Po. 15.4225) sowie die Unterstützung des
Bundesrates für die Entwicklung der digitalen Kompetenzen in der universitären Lehre.
Mit 134 zu 45 Stimmen nahm die grosse Kammer das Geschäft dennoch an. Dabei
stammten alle 45 Gegenstimmen aus dem Lager des SVP-Fraktion. 13

MOTION
DATE: 11.05.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

«Zugang zu rechtsmedizinischen Gutachten im Interesse der Patientensicherheit»
lautet der Titel einer Motion Humbel (mitte, AG). Damit forderte die Aargauer
Nationalrätin im November 2020 die Schaffung rechtlicher Grundlagen, die es
Ärztinnen und Ärzten ermöglichen soll, Einsicht in rechtsmedizinische Akten ihrer
verstorbenen Patientinnen und Patienten zu erlangen. Weil mit dem Hinschied der
Patientin oder des Patienten der Behandlungsvertrag und damit verbunden auch das
Recht auf Information erlösche, habe die Ärzteschaft bislang kein Recht auf
Einsichtnahme in die entsprechenden Dokumente, erklärte Humbel anlässlich der
Sommersession 2022. Die Informationen, die aus den Akten hervorgehen, wären jedoch
insbesondere zur Verbesserung der Patientensicherheit, der Qualitätskontrolle und der
Qualitätsverbesserung gewinnbringend. Wie die Motionärin hob auch
Gesundheitsminister Berset die Wichtigkeit der Patientensicherheit hervor. Er wandte
allerdings ein, dass die EQK zurzeit ein Konzept für das Risikomanagement erarbeite
und in diesem Rahmen auch überprüfen werde, ob neben anderen Daten, die für die
Patientensicherheit von Bedeutung sind, auch rechtsmedizinische Gutachten
einbezogen werden sollen. Damit die EQK Zeit für ihre Arbeit habe und im Anschluss die
beste Vorgehensweise gewählt werden könne, forderte der Bundesrat die Ablehnung
der Motion. Der Nationalrat nahm das Geschäft allerdings mit 115 zu 70 Stimmen (bei 5
Enthaltungen) an. Während sich die Fraktionen der SP, GLP, Mitte und der Grünen
geschlossen für das Anliegen aussprachen, stammten die Nein-Stimmen und die
Enthaltungen aus den Fraktionen der SVP und FDP. 14

MOTION
DATE: 01.06.2022
JOËLLE SCHNEUWLY
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Nachdem der Nationalrat einer Motion Humbel (mitte, AG) zum Zugang zu
rechtsmedizinischen Gutachten für die Ärzteschaft nach dem Tod ihrer Patientinnen
und Patienten im Sommer 2022 zugestimmt hatte, kam das Geschäft im Frühjahr 2023
in den Ständerat. Dort sprach sich Josef Dittli (fdp, UR) für die Mehrheit der SGK-SR
gegen den Vorstoss der Aargauer Gesundheitspolitikerin aus. Die Kommissionsmehrheit
befürworte zwar, dass es der Ärzteschaft möglich sein soll, aus begangenen Fehlern zu
lernen, allerdings sei es nicht in ihrem Sinne, dass eine «spezifische Regelung»
eingeführt werde. Stattdessen soll die Sicherheit der Patientenschaft systematisch
durch koordinierte Studien verbessert werden, ohne den Persönlichkeitsschutz der
Verstorbenen zu tangieren. Eine Minderheit rund um Peter Hegglin (mitte, ZG) betonte
aus der Perspektive der Patientensicherheit hingegen die Wichtigkeit der in der Motion
enthaltenen Forderung. Wie bereits die Mehrheit der ständerätlichen SGK empfahl
auch Gesundheitsminister Berset das Geschäft zur Ablehnung. Seines Erachtens
bedürfe es für die Verbesserung der Patientinnen- und Patientensicherheit ein
umfassendes Konzept, das verschiedene Aspekte – unter anderem das forensische
Gutachten und die behandelnde Ärzteschaft – einbeziehe. Im Gegensatz zur grossen
Kammer folgte das Stöckli der Empfehlung der Landesregierung. Mit 20 zu 15 Stimmen
(bei 3 Enthaltungen) lehnte der Ständerat die Motion ab. 15

MOTION
DATE: 14.03.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Eine Motion Humbel (mitte, AG) mit dem Titel «Das Spritzen von Hyaluronsäure und
Botox gehört in die Hand von Ärztinnen und Ärzten» war in der Frühjahrssession 2023
Gegenstand der ständerätlichen Beratungen. SGK-SR-Sprecherin Maya Graf (gp, BL)
beantragte im Namen der Kommission die Ablehnung des Geschäfts. Ihres Erachtens sei
das Anliegen bereits erfüllt. Gelegentlich komme es zwar zu nicht gesetzeskonformer
Anwendung von Hyaluronpräparaten, dabei handle es sich allerdings um ein
Vollzugsproblem. Die Kontroll- und Sanktionskompetenz liege bei den Kantonen.
Stillschweigend lehnte die kleine Kammer die Motion ab. 16

MOTION
DATE: 14.03.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Epidémies

Mit einer im September 2021 eingereichten Motion wollte Thomas Aeschi (svp, ZG) dafür
sorgen, dass der Bundesrat auch weiterhin die Kosten aller Covid-19-Tests
übernimmt, solange das Covid-19-Zertifikat gilt. So hatte die Regierung zuvor erklärt,
dass Bundesrat und Krankenkassen ab dem 1. Oktober 2021 nur noch die Kosten der
Tests von symptomatischen Personen übernehmen werden. Um nicht-geimpfte und
nicht-genesene Personen, die zum Erhalt eines Zertifikats einen Covid-19-Test machen
müssen, nicht zu diskriminieren, müsse der Bund die Kosten auch weiterhin
übernehmen, betonte Aeschi. In der Herbstsession 2021 und somit elf Tage nach
Einreichung der Motion behandelte der Nationalrat einen Ordnungsantrag des
Motionärs auf Aufnahme der Motion in die nationalrätliche Traktandenliste des Tages.
Der vom Bundesrat angegebene Grund für die Zertifikatspflicht – die Überlastung des
Spitalwesens – sei nun nicht mehr gegeben. Nun müsse man mit Annahme der Motion
ein Zeichen gegen die Spaltung der Gesellschaft setzen und sich gegenüber den Jungen
solidarisch zeigen, argumentierte der Motionär. Gemäss Ruth Humbel (mitte, AG) habe
auch die SGK-NR dem Bundesrat die Fortführung der Finanzierung der Covid-Tests
empfohlen, dennoch bat sie den Rat um Ablehnung des Ordnungsantrags, da die Motion
gemäss Parlamentsgesetz nicht ohne vorherige Stellungnahme des Bundesrates
behandelt werden dürfe und der Ständerat so oder so erst in der Wintersession 2021
Stellung dazu nehmen könne. Ratspräsident Aebi (svp, BE) betonte ebenfalls, dass der
Antrag gegen das Parlamentsgesetz verstosse, erläuterte aber ergänzend, dass auch ein
gegen das Gesetz oder die Verfassung verstossender Ordnungsantrag dem Rat mit
Verweis auf den Verstoss zur Abstimmung vorgelegt werden dürfe. Mit 103 zu 67
Stimmen (bei 11 Enthaltungen) lehnte der Nationalrat den Ordnungsantrag ab, womit die
Behandlung der Motion frühestens in der Wintersession 2021 wird erfolgen können. Für
Annahme des Ordnungsantrags stimmten grossmehrheitlich die SVP- und die Grünen-
Fraktion. 17
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In der Herbstsession 2022 setzte sich der Nationalrat als Erstrat mit der fünften
Änderung des Covid-19-Gesetzes auseinander. Dabei wurden zwar auch einzelne neue
Bestimmungen diskutiert, hauptsächlich stand aber die Gültigkeitsdauer des Covid-19-
Gesetzes insgesamt sowie einzelner Regelungen im Mittelpunkt des Interesses. 
Eine Minderheit Glarner (svp, AG) wehrte sich gegen Eintreten. Der
Minderheitensprecher kritisierte ausführlich die bisherigen Corona-Massnahmen,
insbesondere die Zertifikatspflicht, und beschuldigte Bundesrat und Parlament unter
anderem, «Tausende Existenzen vernichtet» zu haben. Neben dieser «Drangsalierung
der Bevölkerung und der Wirtschaft» kritisierte er etwa auch den Einfluss, den die WHO
auf die Gesetzgebung des Bundes nehme. Da man inzwischen «nicht einmal mehr ganz
so sicher [sei], ob es sich im Sinne der WHO wirklich um eine echte Pandemie
gehandelt» habe, solle der Nationalrat nicht auf die Gesetzesänderung eintreten.
Dieser Antrag fand jedoch nur bei einer Mehrheit der SVP-Fraktion Zustimmung und
wurde mit 130 zu 43 (bei 3 Enthaltungen) abgelehnt. Die Sprechenden der übrigen
Fraktionen wiesen darauf hin, dass man nicht wisse, wie sich die Covid-19-Pandemie in
Zukunft entwickeln werde, und man daher mit einer Verlängerung des Gesetzes
sicherstellen wolle, dass man auch in den nächsten zwei Wintern noch über die nötigen
Instrumente zur Bekämpfung der Pandemie verfüge. Bundesrat Berset verwies darauf,
dass man sich zur Zeit in einer Übergangsphase befinde, die Wachsamkeit und
Reaktionsfähigkeit erfordere – wofür verschiedene Regelungen des Covid-19-Gesetzes
wichtig seien. Dabei schlug die Regierung vor, nur einen Teil der bisherigen
Massnahmen zu verlängern, nicht aber die meisten Unterstützungsmassnahmen.
Abschliessend liess es sich der Gesundheitsminister ob der Vorwürfe des
Minderheitensprechers nicht nehmen, ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass keine
dieser Regelungen etwas mit der WHO zu tun hätten. 

Bei der Detailberatung standen nicht nur die Fragen zur Verlängerung von Massnahmen
an, der Bundesrat beabsichtigte auch, die Kantone stärker in die Verantwortung zu
nehmen. So sollten diese zukünftig ab 2023 für die Organisation der Covid-19-Tests
verantwortlich sein: Sie sollten das Angebot gewährleisten und die Kosten übernehmen.
Nach der Rückkehr in die normale Lage gemäss Epidemiengesetz könne der Bund die
entsprechenden Kosten nicht mehr ewig übernehmen, stattdessen müssten die
Kantone ihre Verantwortung wieder wahrnehmen, forderte der Gesundheitsminister
und mit ihm eine Minderheit Aeschi (svp, ZG). Die Kommissionsmehrheit wollte die
Organisation der Tests jedoch weiterhin beim Bund belassen, um einen
«Flickenteppich von verschiedenen Massnahmen» zu verhindern, wie es
Kommissionssprecher Hess (mitte, BE) formulierte. Mit 136 zu 55 Stimmen folgte der
Nationalrat der Kommissionsmehrheit, die SVP-Fraktion und eine Minderheit der
FDP.Liberalen-Fraktion stimmten dem Bundesrat zu. 
Stattdessen schlug die Kommissionsmehrheit eine andere Neuregelung hinsichtlich
kantonaler Belange vor. So habe man im Dezember 2021 bereits die Finanzierung der
Vorhalteleistungen durch die Kantone – also die Bereitstellung der Spitalkapazitäten –
geregelt, nun müsse der Bund auch bezüglich der Finanzierung der Vorhalteleistungen
bei ausserkantonalen Patientinnen und Patienten Regeln schaffen. Eine Minderheit
Hess, vertreten durch Ruth Humbel (mitte, AG), befürchtete jedoch, dass solche
Bundesregelungen Forderungen nach Abgeltung durch den Bund nach sich ziehen
würden, und empfahl diese zur Ablehnung. Mit 112 zu 78 Stimmen folgte der Nationalrat
der Kommissionsmehrheit, einzig die SVP- und eine Mehrheit der Mitte-Fraktion
sprachen sich für den Minderheitsantrag aus. 

Abändern wollte der Bundesrat auch die Massnahmen zum Schutz besonders
gefährdeter Arbeitnehmender. Hier wollte die Regierung die Pflicht zur
Lohnfortzahlung, falls behördliche Massnahmen keine Weiterarbeit erlaubten, durch
eine Pflicht, den Betroffenen Homeoffice oder gleichwertige Ersatzarbeit anzubieten,
ersetzen. Eine Minderheit Flavia Wasserfallen (sp, BE) beantragte die Beibehaltung der
bisherigen Formulierung. «Wenn der Bund Massnahmen anordnet, muss auch
Erwerbsersatz an die Arbeitgebenden ausbezahlt werden», betonte die
Minderheitensprecherin. Mit 109 zu 81 Stimmen folgte der Nationalrat der Regierung,
die Minderheitsposition unterstützten die Fraktionen der SP, GLP und Grünen.
Zudem wollte der Bundesrat die Regelungen zum Proximity Tracing im Epidemiengesetz
durch Regelungen zu einem sogenannten Presence-Tracing ergänzen. Damit sollten
Teilnehmende von Veranstaltungen freiwillig «ihre Anwesenheit ohne Angabe von
Personendaten» erfassen können. Eine Minderheit Glarner wollte die Regelungen zum
Proximity und Presence Tracing streichen, da Ersteres «ein Riesenflop» gewesen sei.
Besonders energisch kritisierte der Minderheitensprecher überdies eine bereits
bestehende Regelung, wonach der Bundesrat völkerrechtliche Vereinbarungen unter
anderem zur «Harmonisierung der Massnahmen zur Erkennung, Überwachung,
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Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten» eingehen könne. Dadurch
würde die Schweiz «gezwungen sein, Massnahmen des Auslands zu übernehmen». Mit
141 zu 50 Stimmen folgte der Nationalrat der Kommissionsmehrheit. Eine Mehrheit der
SVP-Fraktion sprach sich für den Minderheitenantrag aus. 

In der Folge diskutierte der Nationalrat über die Verlängerungen des Gesetzes und
einzelner Massnahmen. Der Bundesrat hatte vorgeschlagen, die Geltungsdauer des
Gesetzes vom 31. Dezember 2022 auf den 30. Juni 2024 zu verlängern, um die
Instrumente gegen die Pandemie für die nächsten zwei Winter zu sichern.
Diesbezüglich lagen zwei Minderheitsanträge vor, wobei eine Minderheit I Glarner das
Gesetz bis Ende März 2023, eine Minderheit II Dobler (fdp, SG) bis Ende Juni 2023 in
Kraft belassen wollte. Eine allfällige Ausbreitung der Krankheit sei spätestens im
Frühling vorbei, weshalb das Gesetz maximal bis Ende März 2023 verlängert werden
solle – wenn überhaupt –, forderte Andreas Glarner. Auch Marcel Dobler wollte das
Gesetz «nur so lange wie nötig verlängern und nicht auf Vorrat», bei einem Ende im
März 2023 müsste über eine allfällige Verlängerung aber genau während der
Grippesaison beraten werden, gab er zu Bedenken. Kommissionssprecher Lorenz Hess
warnte vor weiteren «Hauruckübungen» bei einem frühzeitigen Auslaufen des
Gesetzes. Mit einer Verlängerung bis 2024 sei man «für den Fall eines Falles bereit».
Die Mehrheit setzte sich gegen die Minderheit Glarner durch (mit 109 zu 75 Stimmen bei
3 Enthaltungen), die zuvor der Minderheit Dobler vorgezogen worden war. Der
Minderheitsposition von Andreas Glarner folgten Mehrheiten der SVP- und der
FDP.Liberalen-Fraktion und ein Mitglied der Mitte-Fraktion.

Eine Mehrheit der SPK-NR hatte zudem einen Antrag zur fünften Änderung des Covid-
19-Gesetzes eingereicht. Sie wollte die Regelung zur Stimmabgabe in Abwesenheit bei
Quarantäne oder Isolation ebenfalls bis Ende Juni 2024 verlängern, was der Bundesrat
nicht vorgesehen hatte. Falls erneut eine Pflicht zur Quarantäne und Isolation
ausgerufen würde, sollten die Nationalratsmitglieder in der Lage sein, wenn nötig digital
abzustimmen. Eine Minderheit Buffat (svp, VD) der SPK-NR sprach sich jedoch gegen
diese Verlängerung aus. Mit 142 zu 49 Stimmen folgte der Nationalrat gegen den Willen
der SVP-Fraktion der Kommissionsmehrheit. Darüber hinaus verlängerte der Nationalrat
mit 141 zu 48 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) entgegen einer Minderheit Aeschi die
Regelung zum Covid-19-Zertifikat, lehnte aber mit 125 zu 66 Stimmen einen
Minderheitsantrag von Flavia Wasserfallen ab, wonach zusätzlich auch die Massnahmen
bezüglich EO, ALV, KAE sowie Kultur- und Härtefallhilfen bis Ende Juni 2024 gültig
bleiben sollten. 

Schliesslich entschied sich der Nationalrat mit 140 zu 48 Stimmen, das Gesetz erneut
dringlich zu erklären, und sprach sich damit gegen einen Minderheitsantrag Aeschi aus.
Nach drei Jahren «im ausserordentlichen Modus» und einen Tag nach einer weiteren
Dringlicherklärung eines Gesetzes solle man zu einer «durchdachten Gesetzgebung»
zurückkehren, hatte Thomas Aeschi vergeblich argumentiert. Gesundheitsminister
Berset plädierte jedoch dafür, die Regelungen ohne Unterbruch ab dem 1. Januar 2023
zu verlängern. Mit 140 zu 47 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nahm der Nationalrat den
Entwurf der fünften Änderung des Covid-19-Gesetzes in der Gesamtabstimmung an.
Eine Mehrheit der SVP-Fraktion sprach sich für Ablehnung aus. 18

Assurances sociales

Assurance-vieillesse et survivants (AVS)

In der Wintersession 2021 setzte sich das Parlament nochmals ausgiebig mit der AHV-
21-Reform auseinander und bereinigte diese. Bevor der Nationalrat aber die Details
der Reform besprechen konnte, musste er sich mit einer grundsätzlicheren Frage
auseinandersetzen. So verlangte eine Minderheit Mettler (glp, BE) eine Rückweisung der
Vorlage an die Kommission und eine Verknüpfung der Inkraftsetzung der AHV-21- mit
derjenigen der BVG-21-Reform, deren Beratung das Parlament in der Wintersession
2021 ebenfalls aufnahm. Eine Verknüpfung sei nötig, weil eine Anpassung des
Frauenrentenalters an dasjenige der Männer eine Senkung des Koordinationsabzugs im
BVG voraussetze, betonte Melanie Mettler. Eine gleich lange Arbeitszeit für Frauen und
Männer bedinge demnach «eine gleich gute Versicherung ihrer Einkommen». Dieser
Antrag stiess jedoch nur in der GLP-, bei Teilen der SP- sowie bei einzelnen Mitgliedern
der Grünen-Fraktion auf Zustimmung; er wurde mit 136 zu 28 Stimmen (bei 29
Enthaltungen) abgelehnt. Barbara Gysi (sp, SG) etwa erachtete eine solche Verknüpfung
als gefährlich, da man zum Zeitpunkt der anvisierten Referendumsabstimmung zur AHV
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21 noch nicht wisse, «wie die BVG-Revision herauskommt». Zentral sei stattdessen eine
Verhinderung der Rentenaltererhöhung. Auch die Mitglieder der anderen Parteien
lehnten eine Verknüpfung der zwei Vorlagen unter anderem mit Verweis auf die
kritischen Voten zum Einbezug beider Säulen in die Altersvorsorge 2020 ab. 

In der Detailberatung war vor allem noch die Frage nach dem Modell der
Ausgleichsmassnahmen für direkt betroffene Frauenjahrgänge offen. In beiden Räten
waren zuvor zahlreiche unterschiedliche Modelle diskutiert worden, zuletzt hatte sich
der Ständerat für eine Kombination der verschiedenen Modelle ausgesprochen, gemäss
der die Frauen aus neun betroffenen Jahrgängen Rentenzuschläge erhalten sollen, die
nach Jahrgängen und nach Einkommen abgestuft werden. Zudem wollte der Ständerat
den betroffenen Frauen als Alternative zu den höheren Rentenzuschlägen keine
tieferen Kürzungssätze bei Rentenvorbezug anbieten, wie es der Bundesrat und der
Nationalrat beabsichtigt hatten. 
Die Mehrheit der SGK-NR schlug nun vor, dem Ständerat zwar bezüglich des Modells der
Rentenzuschläge und der betroffenen neun Jahrgänge zu folgen, die Zuschläge jedoch
für sämtliche Kategorien deutlich zu reduzieren. Im Gegenzug bestand die
Kommissionsmehrheit auf den reduzierten Kürzungssätzen bei Rentenvorbezug,
erhöhte diese aber quasi als Kompromissvorschlag im Vergleich zu ihrem ersten
Vorschlag deutlich. Ein «zielgerichteteres» Modell wollte eine Minderheit Sauter (fdp,
ZH) einführen: Mit diesem bliebe zwar das Kompensationsvolumen gegenüber der
Mehrheit gleich, jedoch würden nur sieben Jahrgänge vom Rentenzuschlag profitieren,
während die Kürzungssätze im Gegenzug nicht erhöht würden. Damit könnten sich
gerade auch Frauen mit tieferen Einkommen eine Frühpensionierung eher leisten,
bewarb die Minderheitensprecherin das Modell. Zudem sollten die Zuschläge dadurch
die Maximalrente oder den Ehepaarplafond nicht übersteigen können, womit ein
«grobe[r] Systemfehler» behoben werden könne. Damit werde jedoch ein
Rentenvorbezug attraktiver, was man eigentlich habe verhindern wollen, kritisierte etwa
Ruth Humbel (mitte, AG) den Vorschlag der Minderheit. In der Folge entschied sich der
Nationalrat mit 167 zu 28 Stimmen, seiner Kommissionsmehrheit zu folgen, wobei einzig
die FDP.Liberale-Fraktion den Minderheitsantrag unterstützte. 
Damit hatte das Parlament auch bezüglich der Ausgleichsmassnahmen einen
Grundsatzentscheid gefällt. In den folgenden Behandlungsrunden bemühten sich die
Räte um einen Kompromiss bei der konkreten Ausgestaltung der Regelung. So lenkte
der Ständerat in der Folge zwar bezüglich der Schaffung einer Wahlmöglichkeit
zwischen einem Rentenzuschlag und einer Reduktion der Kürzungssätze bei Vorbezug
ein. Er schlug aber gleichzeitig eine Erhöhung der vom Nationalrat stark gekürzten
Rentenzuschläge sowie der vom Nationalrat bereits leicht erhöhten Kürzungssätze vor.
Mit diesem Kompromiss zeigte sich der Nationalrat in der Folge einverstanden, womit
die Ausgestaltung der Ausgleichsmassnahmen noch vor der Einigungskonferenz
beschlossen werden konnte. 

Offen waren zu Beginn der Wintersession auch die vom Nationalrat eingebrachte
Zusatzfinanzierung der AHV durch die Nationalbank sowie die Frage, ab wann
Hilflosenentschädigungen ausgesprochen werden sollen. Bei der ersten Differenz
waren die Meinungen in den Räten gemacht, wobei der Ständerat am längeren Hebel
sass: Dadurch, dass er zweimal auf Eintreten auf den entsprechenden Bundesbeschluss
verzichtete, verunmöglichte er die Weiterverfolgung dieser durch den Nationalrat
eingebrachten Idee – zumindest im Rahmen der aktuellen AHV-Revision, denn ein
ähnliches Ziel verfolgte auch eine zum damaligen Zeitpunkt noch hängige
Kommissionsinitiative (Pa.Iv. 20.432). Bezüglich der Hilflosenentschädigungen einigten
sich die Räte auf einen Kompromissvorschlag: Anstelle der Dauer eines Jahres, in
welcher eine Hilflosigkeit bisher zum Anspruch auf Hilflosenentschädigung vorliegen
musste, sollte neu nur noch eine sechsmonatige Hilflosigkeit nötig sein. 

Bis zum Schluss keine Einigkeit zwischen den Räten gab es bei der Frage, ob die
Rentenzuschläge bei den EL als Einnahmen angerechnet werden sollen oder nicht. Der
Nationalrat wollte die Rentenzuschläge von der EL-Berechnung ausnehmen, damit auch
Frauen, die EL beziehen, davon profitieren können. Im Ständerat wurde hingegen
argumentiert, dass eine solche Regelung dem Grundprinzip der EL widerspreche und
deshalb abzulehnen sei, wie beispielsweise Kommissionssprecher Ettlin (mitte, OW)
erläuterte. Die Einigungskonferenz entschied sich mit 17 zu 8 Stimmen für den
nationalrätlichen Vorschlag, woraufhin die grosse Kammer ihren Antrag mit 121 zu 61
Stimmen annahm. Mit den Mitgliedern der SP- und der Grünen-Fraktion sprachen sich
indes genau diejenigen Personen gegen diese Ausnahme bei den EL aus, welche diese
zuvor am häufigsten gefordert hatten. Diese Ablehnung zielte wohl aber eher auf die
Revision an sich und nicht auf die Regelung bezüglich der EL. Auch der Ständerat nahm
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den Vorschlag der Einigungskonferenz mit 31 zu 10 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an.
Kommissionssprecher Ettlin hatte zuvor betont, dass man ob dieser Bestimmung nicht
die ganze, sehr wichtige Reform gefährden wolle. 

Damit standen die Schlussabstimmungen zur AHV-21-Reform an, wobei SGK-NR-
Sprecher de Courten (svp, BL) das Ergebnis der parlamentarischen Debatte nochmals
zusammenfasste: Durch die Frauenrentenaltererhöhung auf 65 Jahre und die
Mehrwertsteuererhöhung könnten bei der AHV jährlich CHF 1.4 Mrd. gespart werden,
wovon CHF 130 Mio. für Kürzungen beim Rentenvorbezug, CHF 534 Mio. als
Ausgleichsmassnahmen für die Frauen und CHF 80 Mio. für die Reduktion der
Karenzfrist bei der Hilflosenentschädigung gleich wieder eingesetzt würden. Mit den
verbliebenen CHF 583 Mio. jährlich sollte der AHV-Fonds im Jahr 2030 ein
Umlageergebnis von CHF -2,4 Mrd. und einen Fondsbestand von 89 Prozent aufweisen.

In den Schlussabstimmungen drohte den beiden Bundesbeschlüssen über die AHV-
Revision und über die Zusatzfinanzierung durch eine Mehrwertsteuererhöhung
schliesslich keine Gefahr mehr: Mit 125 zu 67 Stimmen (bei 1 Enthaltung) respektive 126
zu 40 Stimmen (bei 27 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat, mit 31 zu 12 Stimmen
und 43 zu 0 Stimmen der Ständerat für die Revision aus. Die ablehnenden Stimmen und
Enthaltungen stammten allesamt aus der SP- und der Grünen-Fraktion. Doch dass die
AHV-21-Reform damit noch nicht vollständig abgeschlossen war, war zu diesem
Zeitpunkt wohl den meisten klar: Die SP hatte bereits früh ein Referendum gegen die
Rentenaltererhöhung der Frauen angekündigt und bekräftigte diese Absicht auch nach
den Schlussabstimmungen gegenüber den Medien erneut. 19

In einem Postulat forderte Ruth Humbel (mitte, AG) im Dezember 2022 eine Prüfung
des Modells der «Lebensarbeitszeit» in der AHV. Bereits Ende 2026 müsse der
Bundesrat einen Entwurf zur Stabilisierung der AHV für die Jahre 2030 bis 2040
vorlegen, in der es wohl auch wieder um eine Erhöhung des Rentenalters gehen werde.
Da die Bildung mit der Lebenserwartung korreliere und das Einkommen beeinflusse, sei
es sozialpolitisch gerecht, die Ausbildung beim Rentenalter im Rahmen eines Modells
der «Lebensarbeitszeit» zu berücksichtigen. Der Bundesrat solle daher in einem
Bericht mögliche Ausprägungen eines solchen Modells aufzeigen. 
Der Bundesrat empfahl das Postulat zur Annahme, es wurde jedoch in der
Frühjahrssession 2023 von Samuel Bendahan (sp, VD) und Léonore Porchet (gp, VD)
bekämpft. In der nationalrätlichen Sondersession 2023 wehrte sich Samuel Bendahan
dagegen, einzig die Ausbildungsdauer zur Bestimmung des Rentenalters beizuziehen –
vielmehr müssten auch zahlreiche andere Faktoren, etwa die Schwere und die
Bezahlung einer Tätigkeit, berücksichtigt werden. Mit 118 zu 68 Stimmen nahm der
Nationalrat das Postulat in der Folge an, die ablehnenden Stimmen stammten von
Mitgliedern der SP- und der Grünen-Fraktion. 20

POSTULAT
DATE: 03.05.2023
ANJA HEIDELBERGER

In der Sommersession 2023 behandelte der Nationalrat als Zweitrat die
Renteninitiative der Jungfreisinnigen. In der Eintretensdebatte standen sich zwei
grundsätzliche Positionen gegenüber: Einerseits vertraten die Sprechenden der SVP-,
SP-, Mitte- und Grünen-Fraktionen die Meinung, dass die Renteninitiative abzulehnen
sei – obwohl Mitglieder der SVP-Fraktion durchaus auch Sympathien für die Initiative
äusserten. Für die SVP verwies Thomas Aeschi (svp, ZG) auf die Abstimmungen zur BVG
21-Reform sowie zur 13. AHV-Rente, die beide im nächsten Jahr anstünden, sowie auf
den Auftrag des Parlaments an den Bundesrat zur Ausarbeitung einer weiteren AHV-
Reform für die Jahre 2030 bis 2040. Die Schaffung eines Erhöhungsautomatismus für
das Rentenalter im Rahmen der Renteninitiative würde daher «das Fuder definitiv
überladen». Christian Lohr (mitte, TG) betonte für die Mitte-Fraktion, dass man im
Rahmen der AHV 21-Reform versprochen habe, auf baldige weitere
Rentenaltererhöhungen zu verzichten, und sich seine Fraktion daran halten wolle.
Grundsätzliche Ablehnung gegen eine weitere Rentenaltererhöhung taten Flavia
Wasserfallen (sp, BE) und Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) für die SP- und die Grünen-
Fraktion kund. Allfällige AHV-Finanzierungsprobleme sollten über eine «Stärkung der
solidarischen Finanzierung» (Wasserfallen) gelöst werden, zumal eine
Rentenaltererhöhung insbesondere Personen mit tieferen Einkommen belaste, da diese
nicht über die finanziellen Mittel für eine frühzeitige Pensionierung verfügten. 
Gewisses Verständnis für das Anliegen der Initiative zeigte andererseits Melanie Mettler
(glp, BE) für die GLP-Fraktion. In der Tat funktioniere «der Generationenvertrag aktuell
temporär nicht», weil zu wenige Arbeitstätige die Renten der Babyboomer finanzieren
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müssten. Das Problem könne aber nicht durch eine Rentenaltererhöhung gelöst
werden. Vielmehr schlug Mettler vor, die Kommission durch Rückweisung des Entwurfs
mit der Schaffung einer «Schuldenbremse für die AHV» in Form eines indirekten
Gegenvorschlags zu betrauen. Dabei sollte das Parlament im Falle negativer
Finanzperspektiven der AHV zum Beispiel fünf Jahre Zeit erhalten, um die AHV-
Finanzierung anzupassen. Gelänge diese Neufinanzierung nicht, sollte das Rentenalter
stufenweise erhöht werden, bis die Finanzperspektiven wieder im Lot wären oder eine
andere Lösung vorläge. 
Zur Annahme empfohlen wurde die Initiative nur von der FDP-Fraktion. Regine Sauter
(fdp, ZH) erläuterte, dass die AHV-Finanzierung insbesondere für junge Leute ein
Problem darstelle, man wolle daher mit der Initiative «allgemeingültige Regeln»
vorsehen, damit es zukünftig nicht mehr zu «kurzfristigen Notfallübungen und
politischem Hickhack» komme. Aufgrund der mangelnden Unterstützung für die
Initiative schlug Sauter jedoch in einem Minderheitsantrag einen direkten
Gegenentwurf zur Initiative vor, der die von Mettler vorgeschlagene Schuldenbremse
ausdrücklich regelte.

Nach dem obligatorischen Eintreten stimmte der Nationalrat über den
Rückweisungsantrag Mettler ab. Anfänglich mit 89 zu 89 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
und Stichentscheid von Ratspräsident Candinas (mitte, GR) abgelehnt, nahm die grosse
Kammer den Rückweisungsantrag nach einem Antrag Silberschmidt (fdp, ZH) auf
Wiederholung der Abstimmung nach der Rückkehr verschiedener Parlamentsmitglieder
auf ihre Plätze mit 93 zu 92 Stimmen (bei 1 Enthaltung) knapp an. Für Rückweisung
sprachen sich die geschlossen stimmenden Fraktionen der GLP und der FDP, eine
Mehrheit der SVP-Fraktion und einzelne Mitglieder der Mitte-Fraktion aus. Die
Abstimmung über den Minderheitsantrag Sauter wurde durch den Entscheid auf
Rückweisung (vorläufig) obsolet.

Nur eine Woche später bat die SGK-NR die grosse Kammer jedoch bereits um
Wiederaufnahme der Initiative in das laufende Sessionsprogramm. Da die
Vorstellungen der Befürwortenden eines indirekten Gegenvorschlags zu weit
auseinanderlägen und der Zeitplan für dessen Ausarbeitung, Vernehmlassung und
Beratung zu eng wäre, solle stattdessen die Beratung der Initiative wieder
aufgenommen werden, empfahl Thomas Aeschi für die Kommission. Mit 146 zu 30
Stimmen (bei 11 Enthaltungen) stimmte der Nationalrat dem Ordnungsantrag gegen den
Willen der FDP-Fraktion zu. 

Tags darauf setzte sich der Nationalrat somit erneut mit der Initiative auseinander,
wobei ihm erneut ein Antrag auf Rückweisung an die Kommission vorlag, dieses Mal von
Regine Sauter. Demnach sollte die Kommission nach Rückweisung einen neuen
indirekten Gegenvorschlag ausarbeiten, in dem die Rentenaltererhöhung nicht vom
Referenzalter, sondern entsprechend einer Motion Humbel (mitte, AG; Mo. 22.4430)
von der Lebensarbeitszeit abhängen würde. Der Antrag scheiterte jedoch mit 140 zu 42
Stimmen (bei 7 Enthaltungen), wobei die befürwortenden Stimmen von der FDP- und
einem Teil der SVP-Fraktion stammten. Bevor der Rat nun aber über die
Abstimmungsempfehlung zur Initiative selbst entschied, hatte er noch über den
ursprünglichen Minderheitsantrag Sauter zur Schaffung eines direkten Gegenentwurfs
zu befinden. Die Ratsmehrheit entschied sich dabei mit 125 zu 61 Stimmen (bei 3
Enthaltungen), auf einen direkten Gegenentwurf zu verzichten. Der Antrag hatte bei den
Mitgliedern der FDP-, GLP- und einer Minderheit der SVP-Fraktion Stimmen geholt. 

Zum Abschluss stand schliesslich der Ratsentscheid über die Abstimmungsempfehlung
zur Initiative an: Mit 133 zu 40 Stimmen (bei 16 Enthaltungen) folgte der Nationalrat
seiner Kommissionsmehrheit und empfahl der Stimmbürgerschaft und den Kantonen
die Initiative entgegen einem Antrag Nantermod (fdp, VS) zur Ablehnung. Für eine
Empfehlung auf Annahme der Initiative sprachen sich dabei die geschlossen stimmende
FDP-Fraktion, eine Minderheit der SVP-Fraktion sowie ein Mitglied der Mitte-Fraktion
aus. Enthaltungen fanden sich auch in der GLP-Fraktion. Mit 143 zu 40 Stimmen (bei 11
Enthaltungen) respektive mit 32 zu 11 Stimmen (bei 1 Enthaltung) bestätigten beide Räte
ihre vorgängigen Entscheide in den Schlussabstimmungen. 21
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Prévoyance professionnelle

Als Erstrat behandelte der Nationalrat in der Wintersession 2021 die
Pensionskassenreform BVG 21. Thomas de Courten (svp, BL) und Benjamin Roduit
(mitte, VS) stellten dem Rat die Vorlage und insbesondere die Änderungsanträge der
SGK-NR an der bundesrätlichen Version vor. Der Bundesrat hatte in der Botschaft den
von den Sozialpartnern – dem SAV, dem SGB und Travail.Suisse, nicht aber vom
Gewerbeverband – ausgearbeiteten Entwurf übernommen. Die Kommissionsmehrheit
erachtete aber insbesondere den darin enthaltenen Rentenzuschlag als «nicht
zielführend» und als Eingriff in die Selbstständigkeit der Vorsorgeeinrichtungen, wie de
Courten erläuterte. Statt einem Zuschlag «nach dem Giesskannenprinzip» sollen nur
die Renten einer Übergangsgeneration und von Personen «im und nahe beim BVG-
Obligatorium gezielt verbessert werden». Daneben lagen verschiedene
Minderheitsanträge mit Alternativmodellen zum Rentenzuschlag vor. Doch nicht nur im
umstrittensten Aspekt, dem Rentenzuschlag, auch in zahlreichen weiteren Punkten
wollte die Kommissionsmehrheit vom Vorschlag der Sozialpartner bzw. dem Entwurf der
Regierung abweichen. 
Die Sprecherinnen und Sprecher der Fraktionen hoben in der Folge insbesondere die
Relevanz der Revision hervor, zeigten sich aber bezüglich der Gründe für diese
Relevanz und damit auch bezüglich der von der Kommissionsmehrheit vorgeschlagenen
Massnahmen gespalten. Die Mitte, die FDP und die SVP unterstützten in ihren Voten die
Kommissionsmehrheit. Für sie war eine Senkung des Umwandlungssatzes dringend, wie
etwa Ruth Humbel (mitte, AG) für die Mitte betonte. Man anerkenne die Wichtigkeit von
Ausgleichsmassnahmen, diese müssten jedoch auf eine Übergangsgeneration
beschränkt sein, erklärte Albert Rösti (svp, BE). Regine Sauter (fdp, ZH) verlangte
überdies, dass die Massnahmen «innerhalb des Systems der zweiten Säule»
vorgenommen werden, und sprach sich damit gegen das von den Sozialpartnern
vorgeschlagene Umlageverfahren in der zweiten Säule aus. Eine Mitteposition nahm die
GLP ein: Melanie Mettler (glp, BE) betonte die Wichtigkeit einer Revision, welche
anschliessend eine Volksabstimmung übersteht, weil eine erneute
Abstimmungsniederlage nicht nur die «teuerste Variante ist, sondern auch diejenige,
die am meisten Vertrauensverlust verursacht». Deshalb werde die GLP ein
Kompromissmodell zu den Ausgleichsmassnahmen präsentieren. Katharina Prelicz-
Huber (gp, ZH) zeigte sich für die Grünen vom Mehrheitsmodell enttäuscht und
bezeichnete dieses gar als «Pfusch», zumal es das Hauptziel der Vorlage – ein Ende der
sinkenden Realrenten – im Gegensatz zum Sozialpartnermodell nicht erfülle. Auch
Pierre-Yves Maillard (sp, VD) verwies für die SP darauf, dass die Renten 2025 bei
gleichem Kapital 20 Prozent niedriger sein werden als noch 2010. Man habe in den
Diskussionen zwischen den Sozialpartnern zugunsten eines Kompromisses auf viele
nötigen Massnahmen verzichtet – mit ihrem Vorschlag gehe die Kommissionsmehrheit
aber viel zu weit: «Mesdames et Messieurs des partis bourgeois, vous allez trop loin!»
Man werde eine solche Vorlage nicht akzeptieren, betonte auch Katharina Prelicz-
Huber und stellte bereits vor der Detailberatung eine Referendumsdrohung in den
Raum. Auch Gesundheitsminister Berset verteidigte in der Folge ausführlich den
Kompromiss der Sozialpartner. «Wenn irgendjemand hier denkt, dass es möglich sein
wird, in einer so komplexen Materie ohne die Sozialpartner eine Mehrheit zu finden,
dann wünsche ich viel Glück.» Eintreten war in der Folge unbestritten. 

Im ersten Block behandelte der Rat vor allem Fragen zu den versicherten Einkommen
und zum Sparprozess. Die Kommissionsmehrheit hatte hier vorgeschlagen, die
Eintrittsschwelle, ab der Einkommen bei der Pensionskasse versichert sind, fast zu
halbieren (neu: CHF 12’548), der Bundesrat und eine Minderheit de Courten wollten
diese bei ihrem bisherigen Wert belassen (CHF 21’510). Mit der Beibehaltung der
bisherigen Eintrittsschwelle wolle man die Personen mit tieferen Einkommen nicht
durch BVG-Abgaben belasten, begründete Albert Rösti den Minderheitsantrag. Die
Kommissionsmehrheit erachtete eine Senkung jedoch gerade für Personen mit
Teilzeitanstellungen und niedrigen Pensen als relevant und setzte sich mit dieser
Ansicht mit 141 zu 49 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) gegen den Widerstand des
Grossteils der SVP-Fraktion durch. Auch die Forderung, dass sich Arbeitnehmende mit
verschiedenen Arbeitgebenden obligatorisch versichern müssen, wenn ihr
Gesamteinkommen die Eintrittsschwelle übersteigt, nahm die Ratsmehrheit gegen den
Willen einer Mehrheit der SVP-Fraktion an und schuf damit die ersten zwei Differenzen
zum bundesrätlichen Vorschlag. 
Zusammen mit der Eintrittsschwelle wollte die Kommissionsmehrheit in
Übereinstimmung mit dem Bundesrat auch den koordinierten Lohn (und damit den
Koordinationsabzug) senken. Statt wie bisher zwischen CHF 25'095 und CHF 86'040
sollten zukünftig Einkommen zwischen CHF 12'443 und CHF 85'320 versichert werden –
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der Koordinationsabzug würde somit annähernd halbiert. Zwei Minderheiten I Roduit
und II de Courten wünschten sich einen anteilsmässigen Koordinationsabzug von 40
Prozent (Roduit) respektive 60 Prozent (de Courten), wobei der Koordinationsabzug in
der Höhe begrenzt wäre, während eine Minderheit III Mettler vollständig auf den
Koordinationsabzug verzichten wollte. Albert Rösti erachtete den Vorschlag de
Courtens als Kompromiss zwischen dem bisherigen und dem von der
Kommissionsmehrheit vorgeschlagenen System. Erwerbstätigkeit müsse versichert sein,
«egal, in welchem Erwerbsmodell sie erfolgt», begründete hingegen Melanie Mettler
ihren Antrag. Die Kommissionsmehrheit setzte sich in den Abstimmungen gegen die
Minderheitsanträge durch, wobei die Minderheiten nur bei der SVP-Fraktion
(Minderheit II) respektive bei der GLP- und bei Teilen der FDP.Liberalen-Fraktion
(Minderheit III) Anklang fanden. 
Auch die Frage, ab wann sich junge Menschen für das Alter versichern müssen, war
umstritten. Bisher lag die entsprechende Altersgrenze bei 24 Jahren. Während über
den Versicherungsbeginn für Tod und Invalidität ab 17 Jahren kaum Worte verloren
wurden, lagen zahlreiche Anträge zum Beginn des Alterssparens vor: Die
Kommissionsmehrheit wollte diese Grenze auf 19 Jahre senken, während Minderheiten I
Roduit und II Gysi (sp, SG) diese bei 20 respektive 24 Jahren ansetzen wollten. Durch
eine Vorverlegung des obligatorischen Sparprozesses und eine Erhöhung der
Altersgutschriften für Junge, wie sie ebenfalls geplant waren, würden Junge gleich
doppelt belastet, kritisierte Barbara Gysi erfolglos. Die Kommissionsmehrheit setzte
sich mit 122 zu 71 Stimmen und 126 zu 67 Stimmen gegen die SP, Grüne und Teile der
Mitte durch. Und wie von Barbara Gysi befürchtet, erhöhte der Rat in der Folge
tatsächlich auch die Altersgutschriften für Junge. Bisher waren diese in vier Stufen
gestaffelt, wobei ab 55 Jahren die höchsten Altersgutschriften bezahlt werden
mussten. Bundesrat und Kommissionsmehrheit sahen nun nur noch zwei Altersstufen
vor (BR: 25-44 und ab 45, Kommissionsmehrheit: 20-44 und ab 45), um die Gefahr
einer Entlassung für die älteren Arbeitnehmenden zu verringern. Hierzu lagen vier
Minderheitsanträge vor, wobei Minderheiten Gysi und Roduit tiefere Altersgutschriften
für Junge, Minderheiten de Courten und Aeschi (svp, ZG) bereits einen früheren Anstieg
der Erhöhung der Altersgutschriften forderten. Erneut setzte sich der Vorschlag der
Kommissionsmehrheit jedoch durch. 

Im zweiten Block debattierte der Rat über die zentralen Fragen der Revision, den
Mindestumwandlungssatz und die Ausgleichsmassnahmen. Neben Diskussionen und
Anträgen über die Häufigkeit und Breite begleitender Berichte zur Senkung des
Mindestumwandlungssatzes stellte Stefania Prezioso (egsols, GE) auch einen
Einzelantrag, den Umwandlungssatz statt auf 6 Prozent (von 6.8 Prozent) nur auf 6.4
Prozent zu senken. Galt dieser Aspekt bisher weitgehend als unbestritten, begründete
sie ihren Antrag nun mit der verbesserten Situation der Pensionskassen, aber auch mit
einer Verlangsamung des Anstiegs der Lebenserwartung. Unterstützt wurde sie von der
SP- und der Grünen Fraktion, wie etwa Barbara Gysi betonte: Man habe den
Sozialpartnerkompromiss mitgetragen, aber wenn die Ratsmehrheit von diesem
abweiche, sei man nicht mehr zu einer so starken Senkung des Umwandlungssatzes
bereit. Über die SP und die Grünen hinaus fand der Antrag jedoch keine Zustimmung
und wurde vom Nationalrat abgelehnt.
Bezüglich der Ausgleichsmassnahmen lagen dem Nationalrat vier Entwürfe vor: Die
Kommissionsmehrheit wollte die Ausgleichsmassnahmen einer Übergangsgeneration
von 15 Jahrgängen zugänglich machen, wobei die Zuschüsse nach Alterskategorien
abgestuft werden sollten (65-61 Jahre: CHF 2400 jährlich, 60-56 Jahre: CHF 1800, 55-
51 Jahre: CHF 1200). Finanziert werden sollten die Ausgleichsmassnahmen durch eine
einmalige Einlage der Vorsorgeeinrichtung zum Zeitpunkt des Altersrücktritts und durch
Zuschüsse des Sicherheitsfonds, welche dieser während 15 Jahren bei den
Vorsorgeeinrichtungen erhebt. Eine Minderheit I de Courten wollte die vom Bundesrat
beantragten Ausgleichsmassnahmen gänzlich streichen und stattdessen den in eine
Altersrente umzuwandelnden Anteil des Altersguthabens während zehn Jahren nach
Inkrafttreten des Gesetzes im ersten Jahr um 13 Prozent und anschliessend jeweils um
1.3 Prozentpunkte weniger pro Jahr erhöhen. Eine Minderheit II Mettler wollte wie
angekündigt «den Anliegen beider politischer Lager Rechnung» tragen. Mit ihrem
Vorschlag sollte das Rentenniveau für zwei Drittel der Versicherten erhalten werden,
aber nur für 20 Jahrgänge: So sollte der monatliche Zuschlag, der für den ersten
Jahrgang CHF 200 beträgt, jeweils um CHF 10 pro Jahrgang reduziert werden. Während
20 Jahren wären dafür Beiträge über 0.3 Prozent des versicherten Lohns nötig. Eine
Minderheit III Maillard beantragte schliesslich, dem Bundesrat zu folgen und für alle
zukünftigen BVG-Rentnerinnen und -Rentner Ausgleichsmassnahmen zu schaffen.
Denn durch den Ausschluss der wohlhabenden Arbeitnehmenden von den
Ausgleichsmassnahmen trügen diese auch nicht mehr zu deren Finanzierung bei,
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kritisierte Pierre-Yves Maillard die übrigen Modelle. Die Höhe der Zuschläge sollte nur
bereits für die nächsten 15 Jahre festgelegt werden, finanziert würden die Zuschläge
durch einen Beitrag von 0.5 Prozent des massgebenden Lohns im Umlageverfahren. 
Unterstützung fanden die Minderheitsanträge nur bei den Fraktionen der SVP
(Minderheit I de Courten), bei der SP und den Grünen (Minderheit III Maillard)
respektive bei der SP, den Grünen und der GLP (Minderheit II Mettler) – sie alle wurden
folglich zugunsten des Mehrheitsantrags verworfen. In der zentralen Frage der Vorlage
entschied sich der Nationalrat somit, vom Vorschlag des Bundesrates und der
Sozialpartner abzuweichen. 
Abgelehnt wurde in der Folge auch ein Minderheitsantrag Meyer (sp, ZH), der – in
Übereinstimmung mit der Regelung zur AHV 21 – den Rentenzuschlag bei der
Berechnung der Ergänzungsleistungen nicht berücksichtigen wollte, da sonst «die
Menschen mit tiefen Löhnen am Ende des Monats nicht mehr Geld zur Verfügung haben
würden» als bisher, wie Yvonne Feri (sp, AG) erläuterte. Auch dieser Antrag fand jedoch
über die SP, die Grünen und die GLP hinaus keine Zustimmung. 

Im dritten Block standen noch diverse Detailfragen an, hier dominierten vor allem
links-grüne Minderheitsanträge. Erfolglos verlangte etwa eine Minderheit Prelicz-Huber
Erziehungs- und Betreuungsgutschriften wie in der AHV, eine Minderheit Meyer setzte
sich für die Beibehaltung der Möglichkeit zur Weiterversicherung des Lohns für
Personen ab 58 Jahren bei einer Lohnreduktion um die Hälfte ein und eine Minderheit
Gysi wollte eine Definition von missbräuchlichen Tarifen für Todesfall- und
Invaliditätsleistungen festlegen lassen. Erfolgreich war lediglich eine Minderheit Prelicz-
Huber mit 112 zu 80 Stimmen gegen einen Antrag der Kommissionsmehrheit, mit dem
der bisherige Steuerabzug von Beiträgen an die Altersvorsorge von CHF 6’900 auf CHF
10'000 erhöht werden sollte. Zustimmung hatte der Mehrheitsantrag bei Mitgliedern
der SVP und der FDP erhalten. 
In der Gesamtabstimmung hiess der Nationalrat die BVG 21-Reform mit 126 zu 66
Stimmen (bei 1 Enthaltung) gut. Die ablehnenden Stimmen stammten von Mitgliedern
der SP und der Grünen. 22

Assurance-maladie

Anfang September 2021 setzte sich die SGK-SR mit der Motion von Ruth Humbel (mitte,
AG) für eine Ausnahme der Leistungen von Ärztenetzen zur koordinierten
Heilbehandlung von der Mehrwertsteuer auseinander. Die Kommission befürwortete
sowohl das Anliegen der Motion als auch die Tatsache, dass der Bundesrat in der
Zwischenzeit der Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes einen dazugehörigen
Umsetzungsvorschlag beigefügt hatte. Demnach sollen die entsprechenden Leistungen
neu dann von den Steuern ausgenommen werden, wenn sie mit Heilbehandlungen
zusammenhängen, nicht aber wenn es um rein administrative Leistungen geht.
Einstimmig empfahl die Kommission die Motion zur Annahme und der Nationalrat folgte
dieser Empfehlung in der Herbstsession 2021 stillschweigend. 23
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Marktrückzüge von bewährten und günstigen Arzneimitteln stoppen wollte Jakob Stark
(svp, TG) mit einer Motion, die er im Juni 2021 einreichte. So sei gemäss einem Bericht
des BWL insbesondere die «Versorgungssicherheit bei seit langem eingeführten, nicht
patentgeschützten, kostengünstigen und für die medizinische Grundversorgung
unabdingbaren Wirkstoffen und Fertigarzneimitteln» gefährdet, indem gerade diese
Medikamente immer häufiger aus dem Schweizer Markt zurückgezogen würden. Das
Anbieten von günstigen Arzneimitteln in der Schweiz sei beispielsweise aufgrund des
Zulassungsverfahrens oder der Dreijahresüberprüfung durch das BAG in Anbetracht des
kleinen Absatzmarktes für die Vertreibenden zu aufwändig und zu teuer. Durch den
Bund erzwungene Preissenkungen im Rahmen der Überprüfung der Arzneimittelpreise
würden gewisse dieser Produkte unwirtschaftlich machen, befürchtete der Motionär.
Um die Versorgung in der Schweiz sicherzustellen, verlangte Stark deshalb, dass das EDI
die laufenden Preisüberprüfungen aller Arzneimittel der Spezialitätenliste mit einem
Stückpreis unter CHF 20 stoppe und deren Preise auf dem Stand von 2018 belasse.
Zukünftig sollen die Überprüfungen bei den entsprechenden Medikamenten nur noch
alle 10 Jahre durchgeführt werden und dabei auch die Versorgungssicherheit und die
Unabhängigkeit vom Produktionsstandort Asien als Kriterien berücksichtigt werden. In
seiner Begründung verwies Stark überdies auf die Motion Humbel (mitte, AG; Mo.
17.3828) mit einem bisher nicht erfüllten Auftrag an den Bundesrat, «ein differenziertes
Preisüberprüfungssystem für Arzneimittel zu schaffen». Der Bundesrat argumentierte
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in seiner Stellungnahme, dass das KVG keinen Überprüfungsstopp der Arzneimittel
unter CHF 20 erlaube, wohl aber einen Verzicht auf eine Preissenkung aufgrund der
Versorgungssicherheit. Entsprechend habe das BAG zwischen 2017 und 2020 in 26
Fällen auf eine Preissenkung verzichtet und in 15 Fällen gar eine Preiserhöhung
bewilligt. Die Motion beantragte er zur Ablehnung, zumal er im zweiten
Massnahmenpaket bereits eine entsprechende Regelung für eine differenzierte
Überprüfung vorsehe. 
In der Herbstsession 2021 begründete Jakob Stark seine Motion im Ständerat und
betonte, er wolle sicherstellen, dass die Preise der entsprechenden Arzneimittel bis zur
Umsetzung des bundesrätlichen Vorschlags auf dem Niveau von 2018 belassen werden
können. Damian Müller (fdp, LU) kritisierte die Motion scharf und betonte insbesondere
die Wichtigkeit der dreijährlichen Preisüberprüfung. So seien die Medikamentenpreise
in der Schweiz generell zu hoch, nicht zu tief, und diese Preisüberprüfung diene eben
genau ihrer Senkung. Entsprechend solle man keinesfalls eine funktionierende
Massnahme zur Senkung der Kosten ausser Kraft setzen. Nach einem Ordnungsantrag
von Erich Ettlin (mitte, OW), der diese Frage im Rahmen der Beratung des ersten
Kostendämpfungspakets in der Kommission debattieren wollte, entschied sich der
Ständerat mit 33 zu 0 Stimmen bei 1 Enthaltung dafür, die Motion der SGK-SR zur
Vorberatung zuzuweisen. 24

Bereits in der Frühjahrssession 2022 machte sich der Nationalrat an die
Differenzbereinigung des Pakets 1b des ersten Massnahmenpakets zur
Kostendämpfung im Gesundheitswesen. Offen waren zahlreiche verschiedene Aspekte,
wobei der Vorschlag des Nationalrats, dass OKP-Versicherungen mit
Leistungserbringenden Rabatte aushandeln und einen Teil der Einsparungen zur freien
Verfügung erhalten sollen, auch ausserhalb des Parlaments für die meisten
Diskussionen gesorgt hatte. Der Ständerat hatte diese Regelung abgelehnt, die Mehrheit
der SGK-NR beantragte jedoch Festhalten. Kommissionssprecherin Ruth Humbel
(mitte, AG) betonte, dass die Versicherungen dadurch Anreize hätten, tiefere Preise
auszuhandeln, was den Versicherten zugute kommen würde. Eine Minderheit Hess
(mitte, BE) sprach sich hingegen für die Streichung dieser Regelung aus, zumal sie
falsche Anreize setze, den ordentlichen Tarifverhandlungen zuwiderlaufe und gegen das
Gewinnverbot in der OKP verstosse. Überaus knapp mit 98 zu 97 Stimmen setzte sich
der Minderheitsantrag mit Unterstützung der SP-, der Mitte-, der Grünen- und einem
Mitglied der GLP-Fraktion durch. Somit war dieser Aspekt bereinigt.
Ebenfalls bereinigt wurde die Frage nach dem Beschwerderecht für
Krankenkassenverbände. Hier folgte der Nationalrat knapp dem Argument der
Kommission, wonach dieses das Kräftegleichgewicht zwischen den Interessen der
Leistungserbringenden, Versicherungen und Versicherten sowie der Kantone fördere.
Eine Minderheit Feri (sp, AG) kritisierte hingegen, dass die Versicherungen damit die
Kantone in der Erfüllung ihres politischen Auftrags behindern würden, und fürchtete
aufgrund der Beschwerden eine aufschiebende Wirkung bei der Spitalplanung. Mit 98
zu 94 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) setzte sich die Kommissionsmehrheit in dieser
Frage knapp gegen die geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, Grünen und GLP,
gegen die Mitglieder der EVP und gegen eine Minderheit der SVP-Fraktion durch. 
Bereinigt wurden des Weiteren die Regelungen zum Substitutionsrecht, also zur Frage
der Abgabe von Generika statt Originalpräparaten durch die Apothekerinnen und
Apotheker. Die Kommissionsmehrheit hielt an der Formulierung fest, wonach
Arzneimittel dann substituiert werden dürfen, wenn sie über eine gleiche medizinische
Eignung verfügen und günstiger sind. Der Ständerat hatte darüber hinaus festgehalten,
dass Ärztinnen und Ärzte weiterhin das Originalpräparat verschreiben dürfen, was eine
Minderheit Humbel übernehmen wollte. Obwohl die Wirkung der Arzneimittel gleich sei,
könnten sie sich bezüglich Verträglichkeit und Qualität unterscheiden, ergänzte Lorenz
Hess für die Minderheit. Die Kommissionsmehrheit wollte auf diesen Zusatz verzichten,
zumal die Verwaltung erklärt hatte, dass eine solche Formulierung nicht nötig sei, weil
Ärzte sowieso das Recht hätten, auf Originalpräparaten zu bestehen. Mit 121 zu 70
Stimmen folgte der Nationalrat der Minderheit und somit dem Ständerat; die SVP-
Fraktion, die Mehrheit der GLP-Fraktion sowie zwei Mitglieder der Grünen-Fraktion
hatten vergeblich die Version der Kommissionsmehrheit befürwortet. 
Auch die Frage der Parallelimporte von Generika bereinigte der Nationalrat bereits in
der ersten Runde des Differenzbereinigungsverfahrens. Diese wollte der Nationalrat
ursprünglich von einer Zulassung durch Swissmedic ausnehmen, der Ständerat hatte
dies jedoch abgelehnt. Ohne das Zulassungsverfahren durch Swissmedic bestehe die
Gefahr, dass Fälschungen oder qualitativ schlechte Arzneimittel auf den Schweizer
Markt kämen, wurde argumentiert. Eine Minderheit Nantermod (fdp, VS) wollte an der
Ausnahme festhalten, da Generika heute im Ausland deutlich günstiger seien als in der
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Schweiz und es lediglich um im EU-Raum bereits zugelassene Arzneimittel gehe. Als
Kompromiss schlug Philippe Nantermod vor, dass die direktimportierten Arzneimittel
auf einer BAG-Liste aufgeführt und vor dem Import bei Swissmedic gemeldet werden
müssen. Mit 165 zu 28 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat jedoch
für die bisherige Regelung aus, der Minderheitsantrag fand nur bei einer Mehrheit der
FDP.Liberalen-Fraktion und einer Minderheit der SP-Fraktion Zustimmung. 
Bezüglich der Parallelimporte sahen überdies sowohl National- als auch Ständerat eine
Vereinfachung bei der Kennzeichnung und den Arzneimittelinformationen vor. Hatte
der Ständerat ursprünglich eine Kann-Formulierung bezüglich dieser Vereinfachungen
eingeführt, schlug die Kommissionsmehrheit nun eine Muss-Formulierung vor. Eine
Minderheit de Courten (svp, BL) beantragte jedoch, bei der Kann-Formulierung zu
bleiben, da Vereinfachungen für eine Gewährleistung der Versorgungssicherheit nicht
in allen Fällen nötig seien. Mit 140 zu 55 Stimmen, gegen die Mehrheit der SVP und 2
Mitglieder der SP, hielt der Nationalrat hier die Differenz aufrecht. 
Die grosse Kammer schuf zudem eine neue Differenz: Mit Zustimmung der SGK-SR
stellte die SGK-NR einen Rückkommensantrag bezüglich der Frage des
Kostenmonitorings. Der Bundesrat hatte anfänglich ein solches vorgeschlagen,
National- und Ständerat hatten dieses aber in den ersten Beratungsrunden mit knappen
Mehrheiten aus der Vorlage gestrichen. Die Kommission beschäftigte sich in der Folge
mit einem im Ständerat diskutierten Einzelantrag Würth (mitte, SG) für ein «Monitoring
der Entwicklung der Mengen, Volumen und Kosten» sowie für Korrekturmassnahmen
bei nicht erklärbaren Entwicklungen. Doch obwohl die Kommission die entsprechende
Regelung erneut beraten und einen Rückkommensantrag gestellt hatte, sprach sich die
Kommissionsmehrheit gegen deren erneute Aufnahme in die Vorlage aus. Die Regelung
wurde aber von einer Minderheit Humbel unterstützt. Ein weiterer Minderheitsantrag
Prelicz-Huber (gp, ZH), übernommen von Regine Sauter (fdp, ZH), nachdem ihn die
Minderheitensprecherin zurückgezogen hatte, wollte diese Frage sistieren und damit an
die Kommission zurückweisen. Diese sollte den Vorschlag in der Folge im Rahmen des
indirekten Gegenvorschlags zur Kostenbremse-Initiative, der ein Kostenziel vorsah,
beraten. Mit 111 zu 83 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach sich der Nationalrat gegen die
Sistierung aus und folgte stattdessen mit 103 zu 87 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) der
Minderheit Humbel. Die Fraktionen der SVP und FDP hatten sich für die Sistierung
ausgesprochen, zusammen mit einzelnen Mitgliedern der GLP- und der Mitte-Fraktion
waren sie es auch, welche auf die neue Regelung verzichten wollten. Somit hatte der
Nationalrat in dieser Runde zwar zahlreiche Differenzen zum Ständerat bereinigt,
gleichzeitig aber auch eine voraussichtlich stark umstrittene Differenz geschaffen. 25

In der Herbstsession 2022 bereinigte das Parlament das Paket 1b des ersten
Massnahmenpakets zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen. Offen war zu Beginn
der Session noch immer die Frage eines «Monitorings der Entwicklung der Mengen,
Volumen und Kosten» sowie von Korrekturmassnahmen bei nicht erklärbaren
Entwicklungen. Eine solche Regelung hatten beide Räte anfänglich abgelehnt, nach
Annahme eines entsprechenden Rückkommensantrags durch die beiden Kommissionen
hatte sie jedoch der Nationalrat wieder in das Massnahmenpaket aufgenommen. Die
Mehrheit der SGK-SR zeigte sich zur Einführung eines Monitorings bereit, wollte aber
keine subsidiäre Interventionsmöglichkeit von Bund oder Kantonen bezüglich
Korrekturmassnahmen, falls sich die Tarifpartner nicht einigen können. Die
Kommissionsmehrheit wolle, «dass die Tarifpartner wirklich alleine verantwortlich
sind», betonte Kommissionssprecher Ettlin (mitte, OW). Darüber hinaus schlug die
Kommission auf Anraten der Verwaltung verschiedene redaktionelle Änderungen sowie
verschiedene Anpassung einzelner Details vor, «deren Auswirkungen nicht so
dramatisch sind», wie der Kommissionssprecher betonte. Eine Minderheit Hegglin
(mitte, ZG) beantragte jedoch mit Verweis auf die steigenden Krankenkassenprämien,
nicht nur ein Monitoring einzuführen, sondern auch verbindliche
Korrekturmassnahmen festlegen zu lassen – durch den Bundesrat oder die
Kantonsregierungen, falls sich die Tarifpartner nicht einigen können. Dies verstärke die
Wirkung der Massnahme. Mit 25 zu 19 Stimmen (bei 1 Enthaltung) folgte der Ständerat
jedoch der Kommissionsmehrheit und verzichtete auf die subsidiären
Interventionsmöglichkeiten.
Stillschweigend bereinigte der Ständerat die zweite offene Frage bezüglich
Vereinfachungen für den Parallelimport von Arzneimitteln. Hier lenkte die kleine
Kammer ein und folgte der nationalrätlichen Muss-Formulierung: Swissmedic muss
demnach zukünftig solche Vereinfachungen bei Parallelimporten vornehmen. 

Mit einer letzten Differenz gelangte das Massnahmenpaket 1b somit zurück in den
Nationalrat. Hier hatte die Kommissionsmehrheit beantragt, dem Ständerat zu folgen
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und auf die subsidiären Interventionsmöglichkeiten zu verzichten. Für die
Kommissionsmehrheit erläuterten Ruth Humbel (mitte, AG) und Philippe Nantermod
(fdp, VS), dass die Bestimmung auch ohne Interventionsmöglichkeiten ihre Wirkung
nicht verfehlen würden, weil die Genehmigungsbehörden – also Bundesrat und
Kantonsregierungen – aufgrund der neuen Regelung Tarifverträge ohne
Korrekturmassnahmen gar nicht mehr genehmigen dürften. Somit sei der
entsprechende Passus nicht mehr nötig. Eine Minderheit Lohr (mitte, TG) beantragte
hingegen, an der Regelung festzuhalten, um die Tarifpartnerschaft zu stärken und Bund
und Kantonen die Möglichkeit zu geben, dort einzugreifen, wo die Kosten entstehen.
Mit 138 zu 43 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) folgte der Nationalrat seiner
Kommissionsmehrheit und bereinigte damit die Vorlage. Der Minderheit gefolgt waren
die geschlossen stimmende Mitte-Fraktion sowie eine Minderheit der SP-Fraktion.

In den Schlussabstimmungen sprachen sich National- und Ständerat ohne
Gegenstimmen (193 zu 0 respektive 40 zu 0 Stimmen bei 5 Enthaltungen) für Annahme
des Massnahmenpakets 1b aus. 26

In der Herbstsession 2023 startete der Nationalrat in die Beratung des zweiten
Massnahmenpakets zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen. Der Rat stand dabei
unter dem Einfluss des zwei Tage zuvor verkündeten grossen Prämienanstiegs für das
Jahr 2024, auf den zahlreiche Sprechende Bezug nahmen. Andri Silberschmidt (fdp, ZH)
und Benjamin Roduit (mitte, VS) präsentierten dem Rat die Vorlage sowie die
Mehrheitsposition der SGK-NR: Der bundesrätliche Entwurf setze weitere
Empfehlungen des Expertenberichts sowie dreizehn Vorstösse des Parlaments um. Die
Kommissionsmehrheit sei nicht mit allen Massnahmen einverstanden und habe folglich
vier grosse Änderungsanträge gestellt. Bevor sich der Nationalrat jedoch mit diesen
befasste, lagen ihm ein Minderheitsantrag de Courten (svp, BL) auf Nichteintreten sowie
ein Minderheitsantrag Weichelt (al, ZG) auf Rückweisung an den Bundesrat vor. Thomas
de Courten bezeichnete die Vorlage als «Flickwerk, bei dem wir nicht wissen, was wir
damit tatsächlich erreichen», und kritisierte, dass die wirklich wirksamen Massnahmen
darin nicht enthalten seien. Er zog den Nichteintretensantrag jedoch zurück in der
Hoffnung, dass man mit der Vorlage «wenigstens einen Schritt weiterkomme[...]», denn
aufgrund des erneuten Prämienanstiegs sei es dringend, dass man Lösungen finde.
Manuela Weichelt kritisierte hingegen ob der zahlreichen anstehenden Reformprojekte
den «Gesetzes-Hyperaktivismus» in diesem Themenbereich sowie die bei
Pharmaunternehmen und Krankenversicherungen angestellten Mitglieder der SGK. Sie
forderte den Bundesrat auf, nach Rückweisung den Präventionsgedanken sowie eine
Koordination zwischen Apotheken und Ärzteschaft in die Vorlage zu integrieren, mit
einem runden Tisch die Problematik der Netzwerke in der koordinierten Versorgung zu
lösen und auf Einschränkungen des Öffentlichkeitsprinzips zu verzichten. Mit 156 zu 23
Stimmen (bei 11 Enthaltungen) fand der Rückweisungsantrag jedoch nur bei der Grünen-
Fraktion und einem Mitglied der SVP-Fraktion Zustimmung.

In der Detailberatung debattierte der Nationalrat die Vorlage in zwei Blöcken. Im ersten
Block behandelte er unter anderem die Netzwerke zur koordinierten Versorgung
sowie die Leistungen der Apothekerinnen und Apotheker. Dabei lehnte er das
Herzstück dieses Projekts, wie es Gesundheitsminister Berset formulierte, ab: die
Schaffung einer neuen Kategorie der Leistungserbringenden, den Netzwerken zur
koordinierten Versorgung. Diese sollten die Koordination der Behandlung einer Person
über alle Leistungserbringenden hinweg übernehmen, wofür sie etwa auch
Koordinationsleistungen in Rechnung stellen könnten. Gemäss bundesrätlichem
Vorschlag müssten die Netzwerke unter anderem von einer Ärztin oder einem Arzt
geleitet werden und über einen kantonalen Leistungsauftrag verfügen. Während die
Kommissionsmehrheit gänzlich auf diese neue Kategorie der Leistungserbringenden
verzichten wollte, weil die Einführung einer neuen Kategorie mit grossem Aufwand
verbunden wäre und ähnliche Netzwerke auch ohne diese ausführlichen Regelungen
bereits existierten, schlug eine Minderheit Maillard (sp, VD) einige Änderungen an der
bundesrätlichen Version vor – etwa einen Verzicht auf einen kantonalen
Leistungsauftrag. Mit 117 zu 67 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) folgte der Nationalrat dem
Mehrheitsantrag und sprach sich somit gänzlich gegen die Schaffung einer gesetzlichen
Regelung der Netzwerke aus.

Umstritten war im Nationalrat auch, welche Leistungen von Apothekerinnen und
Apothekern und von Hebammen zukünftig von der OKP übernommen werden sollen.
Dabei entschied sich der Nationalrat, die bundesrätlichen Regelungen, mit denen unter
anderem die Motionen Humbel (mitte, AG; Mo. 18.3977) und Ettlin (mitte, OW; Mo.
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18.4079) umgesetzt werden sollten, noch auszubauen. Erstens willigte er ein, dass
Apotheken zukünftig selbstständig bestimmte Leistungen zulasten der Krankenkassen
abrechnen können, etwa im Rahmen von Präventionsprogrammen. Zweitens ergänzte er
entgegen einem Minderheitsantrag Glarner (svp, AG) die neue Regelung des
Bundesrates, wonach zukünftig auch bestimmte «pharmazeutische
Beratungsleistungen» der Apothekerinnen und Apotheker übernommen werden sollen,
um eine Abgeltung von Analysen und der Abgabe von MiGeL-Artikeln. Drittens folgte der
Nationalrat bei den Hebammen einem Einzelantrag Wismer (mitte, LU), der die
Übernahme der Leistungen durch die OKP auf alle notwendigen Arzneimittel, Analysen
und Gegenstände der MiGeL, welche Hebammen während Schwangerschaft,
Niederkunft und im Wochenbett verschreiben, erweiterte. Eine Minderheit Schläpfer
(svp, ZH) hatte diese Änderungen aus Angst vor einer Mengenausweitung bekämpft.
Stillschweigend hiess die grosse Kammer schliesslich auch die Ausdehnung der
Kostenbefreiung auf den Beginn der Schwangerschaft gut, wie sie der Bundesrat in
Umsetzung einer Motion Kälin (gp, AG; Mo. 19.3070) und einer Motion Addor (svp, VS;
Mo. 19.3307) vorgeschlagen hatte.

Schliesslich wollte die Kommissionsmehrheit eine neue Regelung schaffen, wonach die
Krankenversicherungen ihre Klientinnen und Klienten über bezogene Leistungen,
Massnahmen zur Verhütung von Krankheiten sowie über Angebote für bessere
Wirtschaftlichkeit (z.B. über mögliche Generika) informieren und den
Leistungserbringenden bei Einwilligung der Patientinnen und Patienten Informationen
über bezogene Leistungen zukommen lassen könnten. Eine Minderheit Wasserfallen (sp,
BE) lehnte diese neue Möglichkeit ab, da die Versicherungen nicht über die
Krankenakten verfügten, die Diagnose nicht kennen würden und allgemein nicht für
medizinische Ratschläge ausgebildet seien. Somit führten ihre Beratungen nur zu
Verunsicherung bei den Patientinnen und Patienten. Dennoch setzte sich die
Kommissionsmehrheit mit 122 zu 69 Stimmen durch. Keine Diskussionen löste die
Schaffung von Referenztarifen für die Behandlung in Spitälern ausserhalb des
Wohnkantons aus, mit denen der Bundesrat in Umsetzung einer Motion der SGK-NR
(Mo. 18.3388) den Wettbewerb fördern wollte.

Im zweiten Block standen die Arzneimittel im Mittelpunkt, wobei vor allem eine
differenzierte Prüfung der WZW-Kriterien sowie Preismodelle und Rückerstattungen
diskutiert wurden. Bei den WZW-Kriterien folgte der Nationalrat seiner Kommission,
welche nur Arzneimittel mit sehr tiefen Preisen oder Arzneimittel, bei denen die
Versorgungssicherheit gefährdet ist, von der Preisüberprüfung ausnehmen wollte. 
Besonders umstritten waren die Preismodelle, deren Regelung der Bundesrat (unter
anderem in Umsetzung einer Motion Dittli (fdp, UR; Mo. 19.3703)) neu ins KVG
aufnehmen wollte. Bereits heute können die Zulassungsinhabenden bis zu 25 Prozent
Rabatt auf den Listenpreis gewähren, wobei diese Rabatte geheim sind – der Bundesrat
wollte sie denn auch ausdrücklich vom Öffentlichkeitsprinzip ausnehmen.
Kommissionssprecher Silberschmidt verteidigte diese Möglichkeit damit, dass man
dadurch CHF 300 Mio. jährlich sparen könne, was bei entsprechender Transparenz
nicht möglich sei. Die Kommissionsmehrheit ergänzte eine Regelung, mit der sie
sicherstellen wollte, dass das BAG die Zulassungsinhabenden nicht zu entsprechenden
Rabatten verpflichten könnte. Das Transparenzproblem wollte die Mehrheit der SGK-NR
lösen, indem eine unabhängige Kommission regelmässig einen Bericht über die
Preismodelle erstellt. Zudem wolle man in einem Postulat auch einen Beitritt zur
Beneluxa-Initiative prüfen, welche international die «Informationsasymmetrie zwischen
Zulassungsinhaberinnen und Behörden verringer[ n]» möchte, wie die Kommission im
Postulatstext schrieb. Eine Minderheit Weichelt beantragte, auf die Geheimhaltung der
Informationen zu diesen Preismodellen zu verzichten, der Nationalrat hiess die
Bestimmungen in der von der Kommissionsmehrheit vorgeschlagenen Form jedoch gut.

Schliesslich folgte die grosse Kammer ihrer Kommissionsmehrheit stillschweigend auch
bei der Schaffung eines provisorischen Preises für Medikamente im
Zulassungsverfahren. So würden die Krankenversicherungen bisher in der Zeit
zwischen der Zulassung eines Medikaments durch Swissmedic und der Preisfestsetzung
durch das BAG in jedem Fall einzeln entscheiden, ob sie ein Medikament vergüten. Um
dies zu verhindern, soll das BAG einen provisorischen Preis festlegen und entweder die
Pharmafirmen oder die Versicherungen bei Bekanntwerden des definitiven Preises die
entsprechenden Preisdifferenzen vergüten müssen.

In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den Entwurf mit 131 zu 28 Stimmen
(bei 32 Enthaltungen) an, wobei die Nein-Stimmen von der Mehrheit der Grünen- und
einzelnen Mitgliedern der SVP-Fraktion stammten, die Enthaltungen von der Mehrheit
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der SP-, den restlichen Mitgliedern der Grünen- und einzelnen Mitgliedern der SVP-
Fraktion. 27

Partis, associations et groupes d'intérêt

Associations

Arts et métiers, services, consommation

Die NZZ berichtete im Frühjahr 2022 von tiefgehenden Konflikten zwischen
Santésuisse und Curafutura, die «langsam Züge eines Glaubensstreits» annähmen.
Obwohl die beiden Krankenkassen-Dachverbände dieselbe Branche und somit
eigentlich dieselben Interessen verträten, lägen sie derzeit bei mehreren zentralen
gesundheitspolitischen Fragen über Kreuz. So verfolgten sie erstens bei der Reform des
Tarifs für ambulante medizinische Leistungen unterschiedliche Modelle. Zweitens
verträten sie unterschiedliche Positionen zur Kostenbremse-Initiative der Mitte-Partei.
Drittens werde das bundesrätliche Vorhaben einer «Kostensteuerung», welche bei
einem übermässigen Anstieg medizinischer Behandlungen finanzielle Korrekturen
zulasten der Ärzteschaft und Spitäler vorsieht, von Santésuisse befürwortet, von
Curafutura hingegen bekämpft. Und viertens wolle Curafutura bei Verhandlungen mit
Spitälern und Ärzteschaft eher Zugeständnisse machen, während Santésuisse hier eine
harte Linie verfolge. Nebst inhaltlichen Differenzen spielten gemäss NZZ aber nicht
zuletzt auch persönliche Animositäten eine bedeutende Rolle beim Zerwürfnis: Aus der
Zeit, als sich Curafutura 2013 von Santésuisse abspaltete, bestünden immer noch nicht
verheilte Wunden. 
Bei Gesundheitspolitikerinnen und -politikern aus allen politischen Lagern machte
sich ob dieser Streitigkeiten zunehmend Ärger über die beiden Verbände breit. So liess
sich etwa der Präsident der nationalrätlichen Gesundheitskommission (SGK-NR), Albert
Rösti (svp, BE), mit der Aussage zitieren, es sei eine «Zumutung»: Die Politik könne sich
«kein vernünftiges Bild» machen, wenn zwei Verbände, die eigentlich für dieselbe
Interessengruppe sprechen, ständig entgegengesetzte Positionen einnähmen. SP-
Gesundheitspolitikerin Barbara Gysi (SG) hatte den Eindruck, dass es den beiden
Verbänden oft gar nicht mehr nur um inhaltliche Fragen gehe, sondern darum, recht zu
behalten. Auch Ruth Humbel (mitte, AG) hatte wenig Verständnis für den Zwist und
erachtete die Spaltung in zwei rivalisierende Verbände aus derselben Branche als
«grundsätzlich unsinnig».
Ob eine Annäherung oder gar eine Wiedervereinigung zwischen den beiden
Dachverbänden in absehbarer Zeit realistisch sei, wurde von den Auskunftspersonen
der NZZ unterschiedlich eingeschätzt. Nicht zuletzt die beiden Verbände selbst nahmen
auch zu dieser Frage unterschiedliche Positionen ein: Während der Sprecher von
Santésuisse sich für eine Wiedervereinigung «grundsätzlich offen» zeigte, lehnte die
Curafutura-Sprecherin dies ab. 28
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1) AB NR, 2022, S. 881; Po. 20.3700
2) So-Bli, 5.6.22; AZ, Blick, CdT, TA, 25.10.22; NZZ, SGR, 26.10.22; AZ, Blick, Republik, TA, 27.10.22; LT, 14.11.22; AZ, 16.11.22;
LT, 26.11.22
3) AB NR, 2023, S. 2; AZ, 14.3., 29.6.22; TA, 30.6.22; Bund, QJ, 8.12.22; Bund, 10.12.22; AZ, TA, 13.12.22; AZ, 16.12., 21.12.22;
QJ, 28.2.23
4) BBl, 2021 2363
5) AB NR, 2022, S. 714 ff.
6) Medienmitteilung SGK-NR vom 26.3.21; Medienmitteilung SGK-SR vom 21.1.22
7) AB SR, 2021, S. 885 f.
8) AB NR, 2021, S. 1774
9) AB NR, 2021, S. 980 ff.
10) AB NR, 2022, S. 557 f.
11) BBl, 2023 870 (S. 17 f.); Bericht BR vom 4.5.22
12) AB NR, 2022, S. 745 f.
13) AB NR, 2022, S. 747 f.
14) AB NR, 2022, S. 874 
15) AB SR, 2023, S. 207 ff.
16) AB SR, 2023, S. 204 f.
17) AB NR, 2021, S. 1914 f.
18) AB NR, 2022, S. 1737 ff.
19) AB NR, 2021, S. 2391 ff.; AB NR, 2021, S. 2538 ff.; AB NR, 2021, S. 2604 f.; AB NR, 2021, S. 2755; AB SR, 2021, S. 1297 ff.; AB
SR, 2021, S. 1385 f.; AB SR, 2021, S. 1442; Blick, 7.12.21; Blick, LT, NZZ, 8.12.21; TA, 10.12., 11.12.21; NZZ, 14.12.21; AZ, CdT, LT, Lib,
NZZ, WW, 16.12.21; Blick, LT, TA, 17.12.21; WOZ, 23.12.21
20) AB NR, 2023, S. 617 ; AB NR, 2023, S. 847 f.
21) AB NR, 2023, S. 1078 ff.; AB NR, 2023, S. 1233 f.; AB NR, 2023, S. 1258 ff.; AB NR, 2023, S. 1462; AB SR, 2023, S. 684
22) AB NR, 2021, S. 2401 ff.; AB NR, 2021, S. 2437 ff.
23) AB SR, 2021, S. 862 f.; Bericht SGK-SR vom 1.9.21
24) AB SR, 2021, S. 973 f.
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25) AB NR, 2022, S. 9 ff.
26) AB NR, 2022, S. 1510 ff.; AB NR, 2022, S. 1926; AB SR, 2022, S. 1048; AB SR, 2022, S. 664 ff.
27) AB NR, 2023, S. 2027 ff.
28) NZZ, 30.5., 23.6.22
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